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einmal, an den übrigen Tagen 


Nr. 134. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Berlag von Eduard Trewendt. 


Montag, den 20. März 1876. 


Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗ Verhandlungen. 
30. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 18. März. 

12 Uhr. Am Miniſtertiſche Graf zu Eulenburg, Falk, Geh. Rath 
Wohlers u. A. 2 5 

Das Haus eribeilt dem Präſidenten die Ermächtigung, zum Geburtstage 
Sr. Majeſtät des Königs die Glückwünſche des Hauſes darzubringen. 

Vor der Tagesordnung erhält das Wort: oa 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Als ich 12 das Buch Zimplicius 
Simplicissimus hier erwähnte, bemerkte ich, daß daſſelbe in der Nordweſt⸗ 
deutſchen Verlagsbandlung für Volksſchriften in Bremen berausgegeben und 
von Hugo Meyer bearbeitet ſei. Es iſt mir nun von dem hieſigen Schrift: 
fteller Hugo Meyer aus der Tieckſtraße ein Schreiben zugegangen, worin er 
ich dagegen verwahrt, daß er der Verfaſſer dieſer Bearbeitung ſei, mit dem 

emerken, daß es feinem Rufe als Jugendſchriftſteller ſchaden könne, wenn 
das Publikum ihn für den Verfaſſer hielte. Er bittet mich, dies zur Kennt: 
niß des Hauſes zu bringen. Ich komme dieſem Wunſche pflichtgemäß nach 
und füge als Erläutern binzu, daß der vollſtandige Name des wirklichen 
Verfaſſers Elard Hugo Meyer iſt. Sollten nun aber vielleicht noch mehrere 

ugo Meyer exiſtiren, die gleichfalls gegen die Autorſchaft reclamiren wollten, 
o muß ich dieſe dringend bitten, ihre Reclamation nicht an mich, ſondern 
an die Nordweſtdeutſche Verlagshandlung zu richten, um das Haus nicht mit 
derarligen Schreiben und Erklärungen noch weiter zu beläftigen. (Heiterkeit. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): In dieſem Augenblick wird mir von 
der vom Vorredner genannten Verlagshandlung ein Exemplar des betref⸗ 
fenden Simplieius Simplicissimus zugeſchickt, mit der Bitte, daſſelbe zu prü⸗ 
fen und gegen die nach der Anſicht der E hoͤchſt ungerechten 
Angriffe des Abgeordneten Schorlemer in Schub zu nehmen. Ich werde 
mich der Prüfung unterziehen und bitte das Haus, e ſein Urtheil 
über das Buch und über die ſonſt im beſten Rufe ſtehende Verlagshand⸗ 
ug e ſuspendiren, dis ich darüber Mitiheilung gemacht haben werde. 

bg. Windthorſt (Meppen): Ich folge ſonſt ſehr gern den Wünſchen 
des Abgeordneten für Bielefeld, aber wenn ich mein Urtheil einmal gemacht 
babe, fo kann ich es nicht mehr ſuspendiren. (Heiterkeit. 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Interpellation des Abgeord⸗ 
neten v. Heereman, betreffend das Verfahren der 1 85 Regierung und 
des königl. Oberpräſidiums zu Münfter bezüglich der Benutzung der dort 
von den Ordeusgenoſſenſchaften der Kapuziner und Franziskaner früher 
innegehabten Gebäude. Auf die Anfrage des Präſidenten, ob und wann 
die Interpellation beantwortet werden ſolle, erwidert g i 

‚Eultusminifter Falk: Der Interpellant bat dieſe Angelegenheit bereits 
bei der Berathung des Etals des Miniſteriums des Innern bei dem Capitel 
„Dberpräfivien” zur Sprache gebracht. Es entzieht ſich leider menſchlicher 
Berechnung, welche Angelegenheiten die Herren von der Centrumspartei bei 
dieſer oder jener Poſition zur Beſprechung für geeignet erachten. Hätte ich 
im Geringſten vermuthen können, daß bei einem Etat, der mich ganz und 
gar nichts angeht, eine derartige Erörterung beliebt werden würde, ſo wäre 
ich gewiß im Hauſe anweſend geweſen, und dies um ſo lieber, als ich be⸗ 
reits damals wahrſcheinlich in der Lage geweſen wäre, den Interpellanten 
zu veranlaſſen, mit ſeiner Interpellation noch etwas zu warien. Ich hole 
dies jetzt nach. Die in der Angelegenheit betheiligten Privatperſon en, Graf 
Galen und Kaufmann Albers, haben ſich an den Miniſter des Innern und 
an mich am Ende des vorigen Monats Beſchwerde führend gewandt. Die 
Beſchwerden find dem Oberpräſidenten der Provinz Weſtfalen zur Bericht: 
erſtattung unter Hervorhebung der hier in Betracht kommenden Rechtspunkte, 
ſowie unter Bezeichnung der ihatſächlichen Verhältniſſe, die noch einer Eröͤr⸗ 
Pint bedürfen, zugeſtellt worden. ld dieſer icht vorliegt und der 
Miniſter des Innern und ich darüber ſchluſſig geworden find, werde i 
die Interpellanon beantworten. Ich werde nicht verfehlen, von dem ein⸗ 
getretenen Termine dem Präſidenten des Hauſes unverzüglich Kenntniß zu 


eben. 
1 Damit iſt dieſer Gegenſtand erledigt. 
Das Haus geht zur erſten Berathung des Entwurfs der Städteord⸗ 
nung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und 


Sachſen über. 

Abg. Miquel: Ich habe mich gegen die Städteordnung mit Vorbedacht 
einschreiben laſſen, weil ich meine, daß der Rückschritt, den wir damit machen 
würden, die etwaigen Fortichsitte derſelben weit überwiegt. Wenn fie ich 
auch nur als Geſetz für die 5 öſtlichen Provinzen N ſo ſoll ſie doch 
demnächſt im Großen und Ganzen Geſez für die ganze Monarchie werden. 
Es iſt daher fraglich, ob man ſich nicht vorläufig an einer Novelle hätte 
ſollen genügen laſſen, welche die Beſtimmungen enthält, die ſich mit Noth⸗ 
wendigkeit aus der neuen Verwaltungsorganiſation ergeben. Da aber ein: 
mal ein anderer Weg eingeſchlagen worden, müſſen wir auch davon aus⸗ 
geben, Rückſchritte gegen die in den einzelnen Provinzen beſtehenden Städte⸗ 
ordnungen zuzulaſſen. Ich ſcheide von vornherein zwei ſehr weſenlliche Fra⸗ 
gen aus; ar bes welche Communen ſollen überhaupt Stadtrecht haben? 
Der Entwurf befaßt ſich überhaupt gar nicht mit dieſer Frage; wir können 
ſie auch obne eine Landgemeindeordnung gar nicht entſcheiden, deren Man⸗ 
gel uns ſchon jetzt bei der Berathung des Competenzgeſetzes auf Schritt und 
Tritt hindert. Wie die Sache jept liegt, können wir aber einer großen Zahl 
von Städten, obwohl dieſelben in Wahrheit nur Landgemeinden ſind, die 
ſtädtiſche Verfaſſung nicht nehmen. — Ich ſcheide ferner in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem Entwurf die Frage wegen des Dreiklaſſenſyſtems aus. Ber 
kannilich beſtehen in der Monarchie in dieſer Beziehung verschiedene Syſteme 
und ebenſo verſchieden ſind die Vorausſetzungen, Bürger zu werden und zu 
fein. Zweiſellos kann man dieſe ganze 
ganze Monarchie ordnen, und da die Vorlage das ganze Communalſteuer⸗ 
ſyſtem einem beſonderen Geſetz vorbehalten bat, jo haben wir jetzt gar nicht 
die dazu erforderliche Grundlage. In dem Augenblick, wo wir dieſe Städte: 
ordnung auf die neuen Provinzen anwenden, werden wir uns auch über das 
Syſtem entſcheiden müſſen: ob Jeder gleiches Stimmrecht ausüben, ob es 
von den Gemeindeſteuern abhängen ſoll u. . w. 

m Uebrigen will ich nicht verkennen, daß dieſe Städteordnung einige 
Foriſchritte gegen das Geſetz von 1853 enthalt. Sie find aber leider erkauft 
mit bedenklichen Rückſchritten ſo zu ſagen gegen das gemeine Recht der preu⸗ 
ßiſchen und deutſchen Städte. Die Regierung reſervirt ſich das Recht der 
Beſtäktigung der Bürgermeiſter und Beigeordneten, ſie vernichtet anſcheinend 
ſehr liberal auf die . — der Stadträthe. Aber dieſer liberale Ver⸗ 
zicht iſt erkauft mit einer Praponderanz des Bürgermeiſters über fein Magie 
ſtratscollegium, ſo daß die Mitglieder des letzteren eigentlich nur Mitglieder 
einer Actlengeſelſchaft find, die nur Vermögensverwaltung hat. (Zuſtim⸗ 
mung.) Freilich jo konnte die Regierung ganz gut auf die Beſtätigung der 
Stadträthe verzichten, denn fie bedeuten wenig. Durch die SS 83, 87, 93, 
108, 112 und 113 des Entwurfs wird der Bürgermeister in eine wahre Prä⸗ 
fectenſtellung erhoben. Wenn er durch Geſetz berufen ift, die geſammte 
Polizeiverwaltung allein zu führen, wenn er alle Polizeibeamten anſtellt, 
wenn er nicht blos Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Collegien beanftanden kann, ſon⸗ 
dern dies ſogar muß auf Erfordern des Regierungspräſidenten, jo frage ich: 
wie iſt da ein collegialiſches Verhalten zwiſchen dem Magiftrat und N 
Cbef möglich? Denn ebenſo wenig wie man den Begriff der Polizeigewalt 
von der obrigkeitlichen Gewalt trennen kann, kann man auch Polizei“ und 
Communalgewalt trennen. Wir haben bier dieſe Frage bereits in der Städte: 
Ordnung für Schleswig ⸗Holſtein entſchieden; aber auch in den übrigen Pro⸗ 
dinzen haben die früheren Regierungen nie an ein ſolches Präfecten⸗Syſtem 
Hence. In der ſchleswig bolſteiniſchen Städte- Ordnung haben wir die 
: irkſamkeit der königlichen Polizeiverwaltungen auf die Sicherheitsmaßregeln 

eſchrankt. In Hannover dat ſich die Uebertragung der Polizeigewalt an 
das Magſſtraiscollegium mit der Delegation eines Mitgliedes für die Execn⸗ 
tive ſehr gut bewährt. Ueber dieſe Delegation kann man ſich mit der Ne: 

re einigen, aber man braucht nicht mit der Beſetzung der Polizei den 
Bei dene allein zu betrauen, f 

55 ei der vielfachen anderweitigen Beſchäftigung des Bürgermeisters einer 
großen Stadt wird die Polizeigewalt in die Hand don Unterbeamten ge: 
ralhen. Man erwartet von der Polizei meiſtens eine repreſſive Thätigteit, 


ch Städteordnun 


aterie nur einheitlich für die 


während in den Städten bei einzelnen Zweigen, z. B. bei der Sanitäts⸗ 
polizei das poſitive Schaffen koſtſpfeliger Inſtitmionen die Hauptſache iſt, das 
man doch nicht gut in die Hand einzelner Beamten legen kann, weil dadurch 
die Opferfreudi Het beeinträchtigt wird. Der Abſchnitt von der Polizei wird 
alſo im Einverſtändniß hoffentlich mit der Regierung umgearbeitet werden 
müſſen. Auch wird eine Einigung mit der Regierung in Betreff der Städte, 
in welchen königliche Polizeidirectionen eingeſetzt werden ſollen, herbeigeführt 
werden, welche bis jetzt nur durch den Etat ein⸗ und abgeſetzt werden. 
Grundſatz muß jedenfalls fein, daß die Polizeigewalt ein Theil der Magiſtrats⸗ 
befugniß iſt und von derſelben nur durch Specialgeſetz getrennt werden kann. 
Es wäre auch beſſer, den größten Theil des Titels, betreffend das ftaatliche 
Aufſichtsrecht über die Gemeinden zu ſtreichen. Die Brſtimmung des § 117, 
wonach der Bürgermeiſter auf Erfordern des Regierungspräſidenten verpflichtet 
fein foll, die Beſchlüſſe der Stadwerordneten zu beanitanden, gebört nament⸗ 
lich hierher. Ich ſehe nicht ein, warum dem Regierungspräſidenten allein 
die Befugniß, in die Communalverwaltung einzugreifen, eingeräumt iſt. Die 
Stadt wird doch wohl darüber verfügen können, ob und welche Perſonen 
an ihren Gemeindenutzungen, natürlich innerhalb der geſetzlichen Befugniſſe, 
theilnehmen ſollen. Ueberdies iſt ja bei etwaiger Verletzung von Privat⸗ 
utereſſen das Verwaltungs⸗Streitperfahren zuläſſig. Ferner hat man dem 
taatsminiſterium das Recht gegeben, eine Stadtverordneten⸗Verſammlung 
aufzulöſen. Ich halte dies nicht für erforderlich, da einerſeits die Staats⸗ 
regierung eine Staptverordnetenverſammlung nicht auflöſen kann, die über 
die Art der Verwaltung mit der Bürgerſchaft im vollen Einverſtändniß iſt, 
andererſeits auch die regelmäßige Ergänzung der Stadtverordneten⸗Collegien 
keinen Zweck haben würde. g 

Was das Verhaltniß der Aufſichts⸗Inſtanzen in der Competenz betrifft, 
fo erblicke ich in dem Syſtem dieſer Vorlage einen Fortſchritt. Allein die 
Ausnahme biervon, die in der Polizeiverwaltung in Bezug auf den Land⸗ 
rath gemacht wird, ſcheint mir nicht immer zuläſſig. Ein größere Stadt mit 
tüchtigen Verwaltungsbeamten, mit eigener polizeilicher Organiſation, die 
ebenſo klug ift als der betreffende Landrath (Sehr richtig!), braucht eine 
ſolche Bevormundung, wie die Einwirkung des Landraths auf die Polizei⸗ 
verwaltung, in keiner Weiſe. Bei ganz kleinen Städten, die eigentlich Land⸗ 

emeinden fein ſollten, wird man allerdings noch die Frage nach der Auf. 
ichtsinſtanz der Landräthe zu prüfen haben; aber eine Grenze muß hier 
unzweifelhaft feſtgeſtellt werden. Was ferner die Abgrenzung der Befugniſſe 
der ſtädtiſchen Collegien untereinander betrifft, ſo bin ich mit der Stellung 
des Magiſtrats zu den Stadtverordneten, wie der Entwurf fie anordnet, ein: 
verſtanden. In den beſtehenden Städteordnungen kann man in dieſer Be⸗ 
ziehung drei Syſteme unterſcheiden: Bei dem einen Syſtem, was in der 
Erbin Hannober und zum Theil auch in der Provinz Heſſen gilt, find den 

tadtverordneten geſetzlich beſtimmte Rechte zugeſprochen und der Magiſtrat 
iſt der Inhaber der geſammten obrigkeitlichen und Communalgewalt, die nur 
in einzelnen Fallen durch die Zuſtimmung der Stadtverorpnetencollegien be: 
ſchränkt iſt. Das andere entgegengeſetzte Syſtem, welches wir in der Städte⸗ 
ordnung der alten Monarchie haben, ordnet genereller die Befugniſſe der 
Stabiverorbneten und des Magiſtraſs und macht das Stadtverordneten Colle⸗ 
gium zum eigentlichen Schwerpunkt der Verwaltung. Nachdem dies Syſtem 
nun jo lange Jahre beſtanden hat, kann man eine Beſchränkung nicht mehr 
machen; es wird vielmehr darauf ankommen, die Stellung von Magiſtrat 
und Stadtperordneten in der richtigen Weiſe zu ordnen. Das dritte Syſtem 
ſchließlich liegt zwiſchen beiden in der Mitte und iſt in der Städfeorpmung 
für Schleswig⸗Holſtein gewählt. . 

Es würde nun gewiß gegen die Wünſche aller ſtädliſchen Verwaltungen 
fein, wenn wir das Syſtem don Hannover oder von Schleswig⸗Holſtein bier 
acceptirien; wir müſſen uns DIE an das der alten Monarchie anſchließen. 
Aber die — bat gelehrt, daß bei dieſer Competenzſcheide in der 
! leicht der Stadtverwaltung hinderliche Gegenſätze zwiſchen den 
beiden ſtadtiſchen Collegien eintreten. Man ſollte alſo bei Conflicten eine ge: 
meinſchaftliche Be rathung von Magiſtrat und Stadtperordneten für zulaſſig 
erklären, denn biexbei iſt keinezwegs zu befarchten, daß der Einfluß der Sladt⸗ 
verordneten bierbei prävalire. Beide Collegien ſind bierbei in gleicher Lage 
in Betreff der Information und bereits abweichend gefaßte Beſchlüſſe ein: 
zelner Collegien hindern nicht ein Einverſtanduiß. Eine Vergewaltigung kann 
bei dieſem Berathungemodus auch nicht Platz greifen, da jederzeit die Sepa⸗ 
ratberathung der einzelnen Collegien berbeigeführt werden kann. Dadurch 
find in den neuen Provinzen die Conflicte weit ſeltener als in den allen. 
Die Conſequenz ſolcher Conflicte iſt nach der Vorlage, daß die Sache liegen 
bleibt, bis die 55 65 ſich einigen. Aber gerade ſo wie in der Straſpro⸗ 
zeßordnung durch aufeinanderfolgende Paragraphen der Satz: „Hausſuchungen 
darf nur der Richter vornehmen“ fo limitirt wird, daß es auch der Polizei⸗ 
commiſſar darf (Heiterkeit), ſo verordnet auch die Vorlage in einem beſonde⸗ 
ren Paragraphen, daß auf Anrufen der Streitenden die Entscheidung des 
Regierungs⸗Präſidenten eintritt. Durch eine ſolche Beſtimmung wird nicht 
nur das Intereſſe der Stadtverwaltung geſchädigt, ſondern auch die Unab⸗ 
daͤngigkeit der Communalverwaltung in Frage geſtellt. Sollte man die ger 
meinſchaftliche Berathung der ftädtiihen Collegien nicht belieben, jo mochte 
ich, daß man die ganze Angelegenheit dem Ortsſtatut zur Regelung überläßt. 
Wenn wir die hiſtoriſch gewordenen Ortsſtatute nicht vollſtändig egaliſiren 
wollen, jo müſſen wir, allerdings im Intereſſe der Einbeit in ganz beſtimm⸗ 
ten Fragen, ausgiebig auf dieſelben recurriren. Weshalb wollen wir den 
neuen Protjzen und denjenigen Städten der alten Provinzen, denen das 
Ortsſtatut eine gemeinſchaftliche Berathung der ſtädtiſchen Collegien in Con⸗ 
flietsfallen geſtattet und welche mit dieſem Berathungsmodus außerordentlich 
zuftieden find und im Gegenteil eine Schädigung ihrer Verwaltung ſehen 
würden, vieſes Syſtem verbieten? 

Eine ganze Reihe von eng übergebe ich, die mir nicht 
annehmbar ſcheinen, weil fie wirklich nur Specialbeſtimmungen enthalten, 
beiſpeilsweiſe bedarf meiner Meinung der § 18, der die Befreiung von Be⸗ 
amten charakteriſirt, ſowie die Beſtimmungen des $ 23 über die Qualification 
der Stadtverordneten, durch welchen Richter, Geistliche und Lehrer ausge⸗ 
ſchloſſen find, einer erheblichen Einſchrankung. Ein directer Mangel des Ge⸗ 
ſetzed iſt es dagegen, daß überhaupt keine Beſtimmungen enthalten find über 
den Erlaß von ſogenannten Polizeiverordnungen; wenn aber, wie ich gezeigt, 
keine klare Grenzſcheide zwiſchen Polizeigewalt und obrigkeitlicher Gewalt und 
Communalverwaltung zu finden ut, fo iſt klar, daß derjenige, welcher das 
Recht der Polizeiverordnung hat, in der Lage üt, die Regeln zu beſtimmen, 
nach denen die obrigkeitlihe Gewalt und ſelbſt die Communalverwaltung aus⸗ 
geübt werden fol. Wenn nun der Erlaß der Polizeiverordnung im Recht 
der Polizeibehörde iſt, und wenn in den Städten die Polizeibehörden ent: 
weder königliche Behörden find, die mit der ſtadtiſchen Verwaltung in keiner 
Beziehung ſtehen, häufig ſogar im Gegenſaßz zu ihr fteben, oder aber die 
Perſon des Bürgermeiſters allein, ſo iſt klar, daß unaufhörlich Competenz⸗ 
confliete zwiſchen den Communalbehörden und den Polizeibehörden, ein un⸗ 
aufbörliches Uebergreifen der Polizeiverordnungen und der Polizeivorſchriſten 
in das ihnen nicht gebörige Gebiet Platz greifen müſſen, — ein unbarmoni⸗ 
ſches Verhalten beider. Es muß alſo entſchieden eine Grenzſcheide gegeben 
werden zwiſchen dem Recht der Polizeiverordnung und dem ſlädtiſchen Auto: 
nomierecht. Ich könnte Ihnen noch viele ähnliche Bemängelungen bei der 
Vorlage vortragen, aber ich glaube klargelegt zu haben, daß die Städteord⸗ 
nung einer ſehr gründlichen Durchberathung im Hauſe bedarf und daß bei 
derſelben alle Provinzen gleichmäßig intereſſirt find und wir uns als Ziel 
vorhalten müſſen, eine Städteordnung für die ganze Monarchie zu machen; 
ich halte es deshalb für nothwendig, die Vorlage an eine Commiſſion zu ber: 
weiſen und zwar an eine beſondere, weil die Commiſſion fürs Competenzge⸗ 
ſetz einestheils zu beſchäftigt iſt, anderntheils mit Ausnabme eines Abſchnittes 
der Vorlage nicht in der Lage wäre, das Geſetz in Verbindung mit dem 
andern Geſetze durchzuberathen. 

Als Zahl der Mitglieder würde ich 21 vorſchlagen, damit außer den Ab⸗ 
geordneten der alten e wegen des Charakters der Vorlage auch die 
der neuen ſich betheiligen könnten. Ich hoffe, daß die Staatsregierung 
weniger ängſtlich auf dem Gebiete der Einräumung von Rechten an die 
Städte fein wird, wie anf jedem andern Gebiete, und zwar aus dem ein: 
fachen Grunde, weil durch eine langjährige Erfahrung bewieſen iſt, daß man 
ohne Bedenken für die communale Verwaltung und die Intereſſen des 
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Staates den deutſchen Städten weitgehende communale Rechte und Freiheiten 
einräumen kann. Wir baben hier keine Gefahr, daß die Dinge mißlingen. 
Wir ſelbſt haben zum großen Theil jahrelang in der Städteverwaltung ges 
ſtanden; wir baben zu den Bürgern der deutſchen Städte das vollſte Ver⸗ 
trauen, und wir müſſen das Vertrauen dadurch rechtfertigen, daß wir wenig⸗ 
ſtens nicht allzuviel ängſtlicher ſind, als zu der Zeit, wo die Städtefreiheit 
in den altpreußiſchen Provinzen zuerſt begründet wurde. Was damals ein 
unendlich kühner Schritt war, das iſt jetzt noch die äußerſte Vorſicht, wenn 
wir auch noch ſo kühn zu ſein glauben. Das Wenige, was wir nach meinen 
Ausführungen noch erreichen wollen, iſt im Verhältniß zu dem, was damals 
gegeben und gewagt wurde, eine wahre Kleinigkeit. (Lebhafter Beifall.) 
Abg. Hundt v. Hafften: Obne in eine nähere politiſche Erörterung 
dieſer Vorlage eingehen zu wollen, habe ich mich doch für die Vorlage ein⸗ 
ſchreiben laſſen, weil ich das Geſetz für nothwendig in der ganzen Organi⸗ 
ſation der neuen Verwaltungsgeſetze halte, und weil ich den Minister bitten 
möchte, dieſe Siädteordnung nicht in Poſen einzuführen. Die Fortſchritts⸗ 
partei beabſichtigt einen Antrag zu ſtellen auf Einführung der Vorlage in 
Poſen, die Rheinlande und Naſſau. Es zeigt ſich bier wieder das gefühl: 
volle Herz jener Partei für die großen Städte, in denen ihre Ideen Anklang 
finden, und die für ihre Agitation das weiteſte Feld bieten, während dieſelbe 
für das Land ein böchſt hartes Herz beſitzt. Das Herz des Abg. Richter gebt 
ſogar ſofort in Flammen auf, wenn nur ein Nittergutsbeſitzer entfernt am 
Horizont erſcheint und er droht dann fofort mit Erhöhung der Spiritus: 
ſteuer 2c. (Heiterkeit.) Ich würde es für einen großen politiſchen Fehler 
* wenn jetzt ein einzelnes Stück aus der Geſetzgebung über die neue 
erwaltungsorganiſation herausgegriffen und auf die Provinz Poſen fübers 
tragen würde. Hierzu kommt noch, daß für dieſe Provinz eine völlige Um⸗ 
änderung der Städteordnung getroffen werden müßte, beſonders würden die 
Beſtimmungen des § 26 zu complicirt und völlig unanwendbar ſein. Viel 
mehr würden Sie uns helfen, wenn Sie die Kreisordnung einführen wollten. 
Wir wollen kein Stückwerk, und deshalb bitte ich Sie, degen Sie das Ver⸗ 
trauen zu uns und geben Sie uns das Ganze, jo werden Sie ſich unſern 
Dank im böchſten Maße verdienen. 5 5 
Abg. Richter (Hagen): Ich werde im Laufe der Sitzung dem Präſi⸗ 
denten eine Petition des weſtfäliſchen Städtetages um Erlaß einer allgemei⸗ 
nen Städteordnung über zeben, Od die vorliegende Städteordnung auf die 
Provinzen Schleswig Holſtein, Helfen und Frankfurt a. . auszudehnen ſei 
darüber wollen wir das Gutachten der Abgeordneten dieſer Landesthe le ab: 
warten. Dagegen werden wir beantragen, dieſelbe auf die Provinz Rhein⸗ 
land, Weſtfalen, Poſen und Naſſau aus udehnen, wodurch durchaus keine 
Umarbeitung des Entwurſs erheiiht wird. Der vor wenigen Jahren im 
Miniſterium des Innern ausgearbeitete Entwurf beweiſt, daß es nur leichter 
redactioneller Aenderung bedarf, um dieſem neuen Entwurf für den aus ge⸗ 
dehnteren Theil des Staates Geltung zu verſchaffen. Wir wollen wie ix 
den Jahren 1850 —1852 ven Städten der Monarchie eine einheitliche Städte⸗ 
orduung geben, welche ihnen nur durch den Zwang einer wüſten Reactions⸗ 
periode genommen wurde. (Hört!) Der Vorredner hätte noch vernichtender 
gegen mich polemiſiren lönnen, wenn er nach mir geſprochen hälfte, während 
er jeßt gegen den Entwurf nur anführen konnte, daß er nicht auf die Pin: 
vinz Poſen ausgedehnt werden ſoll. (Heiterkeit) Ob man die Kreisordnung 
oder die Provinzialordnung unverändert auf die Provinz Poſen ausdehnen 
will, iſt eine andere Frage, als die, ob man Anſtand . ſoll, die neue 
Stbädteordnunz anf die Provinz Poſen auszudehnen. Wenn der Vorredner 
Recht hatte, maßte man die Siädteordaung von 1853 für die Prob uz Poſen 
abſchaffen, während dieſelbe zu Beſchwerden noch keinen Anlaß gegeben hat. 
In der Conſequenz feiner Anſchauung kommt der Vorredner überhaupt dazu, 
daß die ganze Provinz Poſen mit Ausſchluß aller Selbſtverwaltung durch 
Wolbeicommilfarien höherer und niederer Ordnung regiert wird. (Sehr 
m eg fab 9 
a r die Einführung der Städteordnung in Rheinland und Weſtfalen 
ſprechen aber weit mehr Gründe; Poſen hat in der Städteordnung — 1853 
doch immer noch eine beſſere als die Provinzen Rheinland und Weſifalen. 
Die beiden letzteren Provinzen wurden damals ſehr mißgünſtig behandelt, 
weil man fie für beſonders regierungsbedürftig hielt. Wenn man damals 
für den Vorſprung der öſtlichen Provinzen in Bezug auf die Kreis⸗ und 
Propinzialordnung anführte, daß die Verhältniſſe in den öftlihen Provinzen 
hierin dringender der Reform bedurften, als in Rheinland und Weſtſalen, 
fo lann ich das zwar zugeben, aber in Bezug auf die Städteordnung liegt 
die Sache umgekehrt. Die Abänderung der Städteordnung bon 1856 für 
Rheinland und Weſtfalen iſt dringender als die Abänderung der Slädteord⸗ 
nung von 1853 für die ah rovinzen. Man könnte die Sache dadurch 
regeln, daß man einen Paragraphen als Uebergangsbeſtimmung einſchiebt, 
wonach bis zur Herſtellung der Organe der neuen Kreis⸗ und Provinzial⸗ 
Verwaltung die Regierungen die Beſugniß des Bezirksraths und der Vers 
waltungsgerichte übernehmen. Vielleicht wird unter dieſer Einſchränkung 
auch Heir von Sybel den Provinzen Rheinland: Weftfalen die Städteordnung 
zukommen laſſen, und der iſt ja der leitende Staatsmann in dieſer Frage. 
(Heiterkeit) Wenn es ihm möglich ift, feinen Einfluß dafür geltend zu 
machen, jo wird vielleicht der Miniſter jenen 200 Centner ſchweren Stein in 
Bezug auf die Städteordnung entfernen und indem er zu feinem vorjährigen 
Entwurf zurückkehrt, in dieſer Frage ſich mit uns verbinden können. Sollte 
dieſes aber auch nicht der Fall ſein, ſo ſind wir entſchloſſen, auf dem bisher 
betretenen Wege der ſyſtematiſchen Abſonderung der weſtlichen Provinzen 
von der neuen Geſeggebung nicht weiter fortzuſchreiten, (Sehr richtig! 
links.) Dieſe blaſſe Furcht vor einigen Clericalen mehr in öffenllichen Ehren⸗ 
ämtern bringt es zu Wege, daß eine Oppoſition in den weſtlichen Provinzen 
ſich geltend macht, die den Beſtrebungen der Centrumspartei weit günftiger 
iſt, als irgend eine neue Städte-, Kreis⸗ und Provinzialordnung es ſein 
könnte. (Zuſtimmung links.) i 
Wir verlangen dieſe einheitliche Geſetzgebung auch im einbeillichen Intereſſe 
des preußiſchen Staats. Die Geſetze, welche nur für einzelne Provinzen 
Geltung bekommen ſollen, find gerade die bedeutenderen; die Provinzial⸗ 
geſetzgedung gewinnt nachgerade die Oberhand, die allgemeinen Geſege wer⸗ 
den mehr und mehr zu Ausnahmen. Das einheitliche Intereſſe der Abge⸗ 
ordneten kommt fait nur noch bei dem Staatshaushalt zur Erſcheinung. 
Statt das Umgekehrte zu thun, centraliſiren wir fortwährend im Etat und 
decentraliſiren in der Geſetzgebung. Wenn dann leider ſolche coafeſſionelle 
Gegenſätze zwiſchen Weſten und Oſten beſtehen, — was iſt dann beſſer im 
Stande, dieſe Gegenſätze zu überwinden, als das Bewußtſein, einem eine 
beitlichen Staate anzugebören? (Zuſtimmung.) In der Städteordnung ſelbſt 
gewahren wir anitatt des erwünſchten gleichen Wahlrechts das Dreiklaſſen⸗ 
Wahlſyſtem. Wenn, wie bervorgehoden wurde, ein Zuſammenhang zwiſchen 
Wablen und Communalſteuerweſen beſteht, jo müßte man gar keine Bes 
ſtimmungen über erſtere bis zur Regelung des letzteren treffen. Dann könnte 
man allerdings bis dahin keine Städteordnung machen. Will man aber das 
Wahlrecht allein regeln, jo iſt es viel weniger bedenklich, es ohne das Come 
munalſteuerweſen mit gleichem Stimmrecht zu normiren, als ein Dreiklaſſen⸗ 
Wahlſyſtem fortdauern zu laſſen, ohne das Steuerſyſtem gleichzeitig feſtzu⸗ 
ſtellen. Das Intereſſe der Beſitzloſen, deren zu großen Einfluß man fürchtet, 
iſt dem allgemeinen Intereſſe in der Commune oft näher, als das der Be⸗ 
ſitzenden, und daß dieſelben nicht übermäßig die Beſitzenden durch progreſſive 
Beſteuerung beranziehen, dafür ſorgt ſchon die gegenwärtige Communal⸗Be⸗ 
steuerung. Ich finde vielmehr die Gefahr darin, daß viel mehr Ausgaben 
im Jutexeſſe der beſitzenden Klaſſen, namentlich der Hausbeſitzer gemacht 
werden können. Dagegen find wir durch die staatliche Aufſicht keineswegs 
geſchützt, wenn wir nicht ein Eingreifen der Regierung in die Geldbewili⸗ 
gung der Commune geſtatten wollen. Außer dem Beſitz ſoll auch der Ger 
meinſiun und die Intelligenz in der Commune zur Geltung kommen und 
dieſe find keineswegs vollſtändig an den Beſitz gebunden. Würden die 
Wahlen in den böheren Klaſſen was ich von der erſten Klaſſe entſchieden 
beſtreite — objectip beſſer, dann würden die der dritten Klaſſe deſto ſchlechter, 
je mehr fie losgelöſt wird von denen, welche durch Intelligenz und ſocialen 
Einfluß ihre natürlichen Führer fein ſollten. 3 . re 
Durch das Dreitlaſſenwahlſyſtem wird auch eine einfeitige Richtung in 
der Communalverwaltung nicht vermieden, denn die dritte Klaſſe könnte ja 
in eine überwiegende Majorität gelangen, während dieſe Einfetligteit durch 


eine Verbindung der übrigen Klaſſen mit derſelben zur gemeinſamen Mahl 
verhütet würde. Sie werden dieſe Wahrnehmung durch eine Wahlſtatiſtik 
der rbeiniſchen Städte in Bezug auf clericale Wahlen bewahrheitet finden 
In großen Städten kommt noch die Scheidung nach örtlicher Wahl hinzu, 
wodurch noch Kirchtburmintereſſen im engſten Sinne des Wortes hinein⸗ 
etragen werden. Unſer Syſtem der Ergänzungswahlen reißt auch die Wähler⸗ 
chaft zeitlich auseinander. So wird eine allgemeine Wahlagitation gar nicht 
möylich Aus dem Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem reſultirt auch die oft beklagte all⸗ 
emeine Indifferenz bei communalen Wahlen, weil dabei kein allgemeiges 
Jgatereſſe ſich geltend machen kann. Was nun die Verfaſſung, abgeſehen 
vom Wahlſyſteme, anbetrifft, jo bin ich der Anſicht, daß es ein Vorzug des 
Entwurfs iſt, wenn man es den Städten freiſtellt, die Magiſtratsverfaſſung 
oder die ſogenannte Bürgermeiſterverfaſſung anzunehmen, nur freilich darf 
man dabei nicht das veto der Stadtverordneten⸗Verſammlung neutraliſiren 
wollen durch einen Beſchluß des Bezirksrathes oder einer ſonſtigen Auſſichts 
behörde. Ohne die Zuſtimmung der ſtädtiſchen Vertretung darf eine ſolche 
fundamentale Aenderung niemals vorgenommen werden. Ich ſtehe dieſen 
beiden Syſtemen ſehr unbefangen gegenüber; ich glaube, daß für eine größere 
Anzahl kleinerer Städte auch im Oſten die Bürgermeiſterverfaſſung beſſer 
alt, als die Magiſtratsverfaſſung. Was die mittleren Städte betrifft, jo be 
klagt man am Rhein in vielen Städten, wie ich weiß, als Mangel der 
Bürgermeiſterverfaſſung den Umſtand, daß der Bürgermeiſter zugleich der 
Vorſtzende der Stadtverordneten⸗Verſammlung iſt, fo wenig man auch fonft 
die Bürgermeiſte rverfaſſung gern mit der Magiſtratsverfaſſung vertauſchen 
möchte. Dadurch, daß der Chef der Executive, die einzige verantwortliche 
Perſon, zugleich Vorſitzender im Vertretungskörper iſt, die Geſchäftsordnung 
handhabt, Referenten beſtellt, gewinnt er ein Uebergewicht, das die Controle 
ſehr erſchwert und verhindert, daß der Wille der Bürgerſchaft angemeſſen 
zum Ausdruck kommt. 

Was dagegen die großen Städte anbetrifft, fo bin ich entſchieden der 
Anſicht, daß die Collegialverfaſſung den Vorzug verdient. Die Communal⸗ 
verwaltung hat eine ſo große Ausdehnung gewonnen, daß in einer großen 
Stadt unmöglich eine einzige Perſon nach oben und unten verantwortlich 
dein kann, das würde Mißſtände herbeiführen ähnlich dedzenigen, die wir im 
deutſchen Reiche wahrnehmen, wo der Reichskanzler allein die Verantwortlich⸗ 
keit über viele Geſchäfte hat, die er thatſächlich zu überſehen gar nicht im 
Stande iſt. Wenn nun auch das Magiſtratsſyſtem durchzuführen iſt, ſo 
braucht man es doch nicht in der Ausdehnung zu conſerviren wie jetzt, wo 
ſich mehrfach ein vollſtändiges Zweikammerſyſtem entwickelt. Ein weſentlicher 
Grund iſt die zu große Anzahl der Magiſtrats⸗Mitglieder, die ſich in Berlin 
auf 34 beläuft, und einestheils die raſche Executive unmöglich macht, andern: 
theils die Verantwortlichkeit auf ein Minimum reducirt und in den bei der 
geheimen Sitzung der Verantwortlichkeit ganz überhodenen Magiſtratsmit⸗ 
gliedern ein Selbſtbewußtſein, ein Souveränetätsgeſühl ausbildet, das noth⸗ 
wendig zu einem ſchroffen Entgegentreten gegen die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
Sammlung führen muß. Aehnlich geht es in der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung und es entſteht ein Dualismus, gegen den das Verhältniß eines 
liberalen Abgeordnetenhauſes zum conſervativen Miniſterium eine idylliſche 
Harmonie ift. (Heiterkeit) Durch Ortsſtatut wird ſich die Zahl nicht der: 
mindern laſſen, weil die Verantwortlichkeiten wachſen, die Chancen einer 
Wiederwahl ſich aber verringern würden. Das muß durch Geſetz geſchehen. 
Man bat nun in dem Entwurf den Fehler gemacht, daß man es bei der 
Zahl der beſoldeten Magiſtratsmitglieder bewenden läßt, während man für 
die unbeſoldeten ein Maximum von 12 aufſtellt. Ich halte die Zahl 12 im 
Ganzen für groß genug, ebenſo wie für die Prodinzialausſchüſſe 13 Mit: 
glieder und für den preußiſchen Staat 7 oder 9 Miniſter ausreichen. Wenn 
man dagegen nur die Zahl der unbeſoldeten beſchränkt, alſo das unbeſoldete 
Element im Magiſtratscollegium abſchwächt, ſo erzielt man das Gegentheil 
von dem, was man will: der Dualismus zwiſchen Magiſtrat und Stadt⸗ 
verordneten wird ſchärfer! 

Würde die Zahl der Magiſtrats⸗Perſonen beſchränkt, ſo würde ich gar 
kein Bedenken haben, überhaupt die unbeſoldeten Magiſtrats⸗Perſonen wähl⸗ 
bar für die Stadtverordneten zu machen. So gut ein Mitglied des Provin⸗ 
ialausſchuſſes auch Mitglied des Provinziallandtages fein kann, fo gut ein 

iniſter Mitglied des Abgeordnetenhauſes ſein kann, muß auch, wenn man 
ven Magiſtrat als Executivcollegium hinſtellt, ein Stadtverordneter nicht auf⸗ 
hören, Mitglied der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu fein, weil er in den 
Magiſtrat gewählt wird. Wenn eine ſolche Homogenität in den ſtädtiſchen 
Körperſchaften hergeſtellt wird — und ich halte das für eine Lebensfrage — 
ſo iſt die Frage der gemeinſchaftlichen Sitzungen eine untergeordnete, die ſich 
von ſelbſt löſt. Es iſt davon geſprochen worden, daß es wenigſtens in 
Streitfällen nützlich ſein würde, beide Körper in Sitzungen zu vereinigen. 


n Berlin wohnt ſchon jetzt der Ma * in corpore allen Sitzungen der 
gi s der gegenwärtige Oberbürgermeiſter 


tadtverordneten⸗Verſammlung bei. 5 | 
Sein Amt antrat und dieſe Neuerung einführte, war die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung Anfangs darüber etwas ſtutzig, hat ſich aber bald darin ge⸗ 
funden. Man braucht nur dieſe Praxis geſetzlich zu machen, um den Da: 
giſtrat zu verpflichten, in allen Sitzungen der Stadtverordneten in corpore 
u erſcheinen. In der hieſigen Stadtverordneten⸗Verſammlung hatte ſich die 
Bars aufrecht erhalten, die Magiſtrats⸗Mitglieder von den Tommiſſions⸗ 

itzungen auszuſchließen. Ich habe mir Mühe gegeben, eine Praxis in der 
Richtung einzuführen, wie wir ſie hier haben, wo die Regierungs⸗Commiſſa⸗ 
rien an den Commiſſions⸗ Sitzungen Theil nehmen. Es hat nicht an Stadt⸗ 
verordneten gefehlt, die in dieſer Praxis den Untergang der Communal⸗ 
Freiheit erblickten — und heute möchten nur Wenige zur alten Praxis zurück⸗ 
kebren. Die neue Praxis wird ſogar Seitens des Magiſtrats den gemiſchten 
Deputationen vorgezogen, die berufen ſind, Streitfälle zum Austrag zu 
bringen. Es kommt in der That nicht ſo ſehr darauf an, wie man die 
* ſchlichtet, ſondern wie man ſie von vornherein vermeidet. (Sehr 
richtig! 

Der Magiſtrat läßt ſich daher in Commiſſionsſitzungen lieber durch Com: 
miſſarien vertreten, da dies beſſer zu einer Einigung führt, als wenn er das 
ungewöhnliche Verfahren einer ee Deputation in einzelnen Fällen 
einleitet. Was nun die innere Organiſation der Städte belrifft, ſo ſind wir 
8 großen Anzahl von Magiſtrats mitgliedern in den größeren Städten 

adur 
Beamte jede Beſtimmung fehlt, und die Stadtverordneten⸗Verſammlung, um 
dei der Wahl eines höheren ſtädtiſchen Beamten mitwirken 15 können, den⸗ 
Jelben zugleich zum Magiſtratsmitgliede machen mußte. ir müſſen bier 
ein anderes Syſtem finden und müßten Magiſtrat und Stadtverordnete ger 
meinſchaftlich dieſe höheren Beamten wählen laſſen. Es kommt ferner darauf 
an, das Competenzverhältniß von Magiſtrat und Stadtverordnetenverſamm⸗ 
Kung klarer zu ſtellen; denn unſere Stadtverordnetenverſammlung verliert 
unter der Ueberzahl kleinlicher Geſchäfte immer mehr und mehr die höheren 
leitenden Geſichtspunkte aus den Augen. Eine Stadtverordnetenverſammlung 
ſollte in den großen Städten nur Grundſätze feftitellen und die Anwendung 
derſelben auf einzelne Fälle der Verwaltung überlaſſen: Wenn aber bisher 
wirklich durch Communalbeſchluß ſolche Grundſätze feſtgeſtellt wurden, ſo be⸗ 

ichnete der Magiſtrat dies als einen Eingriff in fein. beſonderes Recht, da 

uſtitutionen für die Verwaltung nur von ihm allein erlaſſen werden könn: 
ten. Eine Einigung darüber kam nicht zu Stande und die Stadtverord⸗ 
neten mußten nach wie vor ſelbſt von Fall zu Fall entſcheiden. Eine Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung kann auch bei einer verläßlichen, ihrem Sinne ent: 
ſprechenden Verwaltung auf die Erledigung vieler Falle verzichten. Ich wollte 
Vor einigen Jahren in Berlin durch Einrichtung gemiſchter Verwaltungs⸗ 
deputationen die Stadtverordneten entlaften, ſcheiterte aber an dem Wider⸗ 
bene des Magiſtrats, welcher das Recht einer ſolchen Verwaltungsorgani⸗ 
ation der Stadtverordnetenverſammlung nicht zugeſtehen wollte. Dieſelbe 
verzichtete nun nicht auf ihre Mitwirkung an den einzelnen Verwaltungsacten 
und bürdete ſich jo etwa tauſend Vorlagen jahrlich auf. 

Ich würde, obwohl der Entwurf ſchon in dieſer Beziehung Verbeſſerungen 
vorſchlagt, für die beiden Collegien der größeren Städte ein Verhältniß, wie 
Fele Provinziallandtag und Provinzialausſchuß wünſchen. Das Haupt: 

edürfniß richtet ſich auf die Bezirksorgane, die mit den perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſen beſſer bekannt find: in Berlin braucht man ſogar Mittelinſtanzen, 
weil man nicht etwa 200 Bezirksorgane unter die Centralverwaltung ſtellen 
kann. Ich bin zu der Ueberzeugung gekommen, daß die größeren Städte 
einer neuen Städteordnung nicht bedürfen, wenn man ihnen nur entgegen 
der alten die Befugniß einräumt, ihre Organiſationsbedürfniſſe zu befriedi⸗ 
gen. Im Vergleich mit dem vorjährigen Entwurfe und in Hinſicht auf die 

taatsaufſichtsrechte befinden wir uns am Anfange einer reactionären 
Strömung. Die Zugeſtändniſſe des Landtages bei der Provinzialordnung 
Haben die Regierung den Geſinnungen des Hauſes nicht günſtiger geſtimmt, 
ſondern ihr den Muth zu noch größeren retrogaden Forderungen gegeben. 
Man hat auf den Verſuch des Abg. Lasker bingewieſen, den Aufſichts⸗Be⸗ 
hörden in der Kreisordnung den Beſchlüſſen der Kreisvertretung gegenüber 
wegen angeblich 177% 2 Kreisintereſſen ein Veto einzuräumen, und bat 
Dieſes Syſtem auf die Städteordnung übertragen. Ich berliere über dieſen 
Jalt naiv zu nennenden Reactionsverſuch kein Wort mehr, zumal die Com: 
miſſion bereits einſtimmig ſolches Anſinnen zurüdgemiefen hat. Bereits der 
College Miquel bat darauf auſmerkſam gemacht, daß der den Landkreiſen 
eröffnete Beſchwerdeweg im Verwaltungsverfahren gegen Polizeiverfügungen 
und Executivſtrafen für Stadtkreiſe verſchloſſen bleibt. Wir hatten geglaubt, 


gekommen, daß in unſerer Städteordnung über höbere ſtädtiſche f 


das beruhe nur auf einem Verſehen, aber die betreffenden Paragraphen des 


vorjährigen Entwurfs ſind einfach herausgeſtrichen worden. Nun iſt aber 
in großen Städten, wo die Polizeiverwaltung fo intenſiv wirkt, das Bedürf⸗ 
niß nach einer Rechtsinſtanz viel lebendiger als in den Landgemeinden; 
denken Sie doch namentlich an die königlichen Polizeiverwaltungen! 

Dann möchte ich noch beſonders auf die ungünſtige Stellung aufmerkſam 
machen, die Berlin hat. Für die Communalaufſicht über Berlin giebt es 
keinen Provinzialrath, keinen Bezirksrath; die Stadt ſteht unter dem Miniſter 
des Innern. In dieſer Beziehung betrachtet man fie als eine Provinz. 
Dann muß man ihr aber auch probinzielle Selbſiſtändigkeit in communaler 
Beziehung geben; aber man hütet ſich wohl, die Verhältniſſe von Magiſtrat 
und Stadtverordneten nach der Analogie von Provinzialausſchuß und Pro 
vinzial⸗Landtag zu ordnen Keiner Landgemeinde, keiner kleinen Stadt, keiner 
Provinz kann eine Polizeiverordnung octroyirt werden: nur Berlin! Der 
Miniſter des Innern ergänzt die verweigerte Zuſtimmung der Stadtverord⸗ 
neten. Zu welchen Conſequenzen führt dies? Denken wir uns, die wunder⸗ 
bare Provinz ſei fo, wie projectirt, entſtanden und es tritt der Antrag heran, 
für dieſe Provinz eine Polizeiverordnung zu machen, alsdann muß der Pro⸗ 
vinzialrath zuſtimmen. Geſetzt der Provinzialrath der Provinz Berlin lehnt 
die Zuſtimmung ab, fo iſt der Miniſter des Innern befugt, wenn die Stadt ⸗ 
verordneten auch nicht zuſtimmen, dieſelbe Polizeiverordnung für die Stadt 
Berlin zu erlaſſen aber für Nirdorf nicht. (Heiterkeit) Dieſe Rixdorfer 
haben wirkliche Selbſtverwaltung, für fie kann ohne Zuſtimmung eines Ver⸗ 
tretungskörpers eine Polizeiverordnung nicht octroyirt werden. (Hört! hört!) 
Hier iſt alſo die Stadt Berlin in Bezug auf die Gelbftverwaltung ungünſti⸗ 
ger geſtellt, als ein kleiner Nachbarort. Ich muß anerkennen, daß der Ent⸗ 
wurf in ſeinen Einzelbeiten überaus klar, durchſichtig und präcis gearbeitet 
iſt. Man findet in demſelben in Vergleich mit dem vorjährigen Entwurf 
nur nach zwei Richtungen Verſchlechterungen, einmal diejenigen, die in poli⸗ 
tiſchen Momenten ihre Urſache haben und dann gewiſſe Verballhorniſirungen, 
die ich mir nur erklären kann aus den Einrichtungen bureaukcatiſcher Ober⸗ 
Bürgermeiſter. Es ſcheinen dies die Früchte aus einer begutachtenden Ober: 
Bürgermeilter-Gonferenz zu fein. Aber es wird leicht fein, da die Grund: 
Arbeit jo gut ift, mit wenigen Meißelſchlägen die Beranftaltungen nach der 
einen und anderen Seite zu entfernen und dadurch ein gutes Werk wieder 
zum Vorſchein bringen. 

Ich bedaure lebhaft, daß uns der Entwurf der Städteordnung erſt fo ſpät 
ugebt. Es iſt das um fo auffallender, als die Vorarbeiten im vorigen 

ahre bereits jo weit vorgeſchritten waren. Ich glaube gleichwohl, daß wir 

alle Kraft anwenden müſſen, dieſe Städteordnung in dieſer Seſſion zu Stande 
zu bringen. Der Abg. Lasker hat mit Recht auf die wachſende Verſtimmung 
der Städte hingewieſen über ihre Zurückſetzung in Bezug auf die Selbſt⸗ 
verwaltung. Wir ſehen, daß die Städte ſich unter einander verbinden zur 
Wahrung ihrer Intereſſen, daß Städteverbände entſteben, daß an der Spitze 
dieſer Agitation, die ſonſt ſo überaus ruhigen Bürgermeiſter und Ober⸗ 
bürgermeiſter treten. Diele Agitationen verlieren dadurch nicht ihre Be⸗ 
deutung, daß bisher noch keine politiſche Partei ſich derſelben bemächtigt hat; 
es ſpricht das vielmehr für ihre Naturwüchſigkeit, ihre innere Kraft, die ſie 
aus der Sache ſelbſt nehmen. Man würde es im Lande und bei den Wäblern 
dieſer Seite des Hauſes am allerwenigſten verſtehen, wenn in dieſer Legis⸗ 
latusperiode für das platte Land durch das Competenzgeſetz die Selbit- 
verwaltung zum gewiſſen Abſchluß käme, ohne daß für die Städte auch nur 
in der unterſten Inſtanz die Grundlage für die Selbſtverwaltung gegeben 
würde. Das Competenzgeſetz darf meines Erachtens nicht ohne die Städte: 
ordnung zu Stande kommen, und wir werden unſexerſeits alles dazu thun, 
daß dieſes geſchieht. Vorläufig geben wir uns der er hin, daß beide 
Geſetze zu Stande kommen und daß ſie, wenn die Mehrheit des Hauſes den 
vom Abgeordneten Miquel entwickelten Grundſätzen treu bleibt, in einem 
Sinne zu Stande kommen, der auch uns ihre Annahme ermöglichen wird. 
(Lebhafter Beifall links.) 

Von den Abgg. Miquel, Hänel und Richter (Hagen) wird hierauf 
folgender Antrag eingebracht: Das Haus der Abgeordneten wolle beſchloſſen: 
1) den Entwurf einer Städteordnung einer beſonderen Commiſſſon bon 21 
Mitgliedern zu überweiſen, jedoch 2) die in dieſem Entwurf, die in dem 
Entwurf einer Wegeordnung, dem Entwurf betreffend die Vertheilung der 
öffentlichen Laſten bei Grundftüdtbeilungen ꝛc., und dem Entwurf betreffend 
die Bildung und Verwaltung der Provinz Berlin enthaltenen Beſtim⸗ 
ve über die Competenz der Behörden — der Competenz Commiſſion zu 

erweiſen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenberg: Ich kann zunächſt conſtatiren, 
daß auch die beiden Vorredner, welche ſich gegen das Geſetz en ein⸗ 
ſchreiben laſſen, im Ganzen ihre große ee über den Entwurf zu er⸗ 
dennen gegeben haben. Für mich find die beiden Hauptpunkte, ob im der 
Vorlage das Richtige getroffen iſt in 155 auf die Stellung des Magiſtrats 
u den Stadtverordneten, ſodann ob in Bezug auf die Competenz der Auf; 
ſichtsinſtanſen die Vorſchläge der Regierung dem Geiſte und der Reform 
und Neuorganiſation unſerer Geſetzgebung entſprechen, wie wir fie in Bezug 
auf die Kreiſe und Provinzen bereits feſtgeſtellt haben. Wenn dies von den 
beiden Vorrednern, die gegen den Entwurf ſprachen, bereitwillig zugeſtanden 
wurde, ſo muß das die Regierung in hohem Grade befriedigen; es liegt 
darin für uns die Garantie, daß wir den Geſetzentwurf nicht blos durch⸗ 
berathen, ſondern zu einem glücklichen Abſchluſſe beingen werden. Der Vor⸗ 
redner ſprach von Reactionsverſuchen. Davon iſt wirklich nicht die Rede. 
Wollte die Regierung Reactionsverſuche machen, fo ſeien Sie verſichert, daß 
ſie dieſelben am allerwenigſten in ſolcher Weiſe, durch vereinzelte Paragraphen 
ſporadiſch bier und da zur Ausführung bringen würde. Es iſt uns indeß 
nicht entfernt in den Sinn gekommen, von demjenigen Standpunkte abzu⸗ 
weichen, den wir bei dieſer ganzen Geſetzgebung von vornherein eingenommen 
baben. Ein ſolcher Vorwurf iſt weder hier noch bei dem Competenzgeſetz 
irgendwie gerechtferligt. Was die Recursinſtanzen gegen polizeiliche Ver⸗ 
fügungen und gegen die Executipbehörden betrifft, fo gebe ich dem Vorredner 
zu, daß hier eine Lücke in dem Entwurfe iſt. So wie dieſe Frage jetzt in 
dem Entwurf behandelt iſt, würde alles beim Alten bleiben, und doch würde 
das bei der ganzen Lage dieſer Geſetzgebung nicht gehen. Da dieſe Materie 
außerordentlich ſchwierig und keineswegs fo zu erledigen iſt, daß man einfach 
agt, es ſollen die Beſtimmungen, wie fie in der Kreisordnung ſtehen, in den 
Entwurf binübergenommen werden, fo iſt über die Regelung dieſes Punktes 
Meinungsverſchiedenheit geweſen, die bis zum letzten Augenblicke nicht aus: 
zugleichen war. L 

Ar babe die Vorlage des Geſetzes deshalb nicht hindern wollen, aber ich 
werde im Stande ſein, im Laufe der Berathung dieſes Entwurfes noch ein Amen⸗ 
dement von Seiten der Regierung einzubringen, welches dieſe Lücke aus⸗ 
füllt. Auf den Antrag, die Vorlage auf die Propinzen Rheinland, Weſt⸗ 
falen, Naſſau und Poſen auszudehnen, bin ich Feen geweſen, aber ich babe 
es für correcter gehalten, zunächſt den Entwurf mit dem beſchränkten Gel- 
tungsbereiche dem Haufe vorzulegen, ſondern mich über die Stimmung und 
Wuünſche zu vergewiſſern, welche die einzelnen Provinzen der Städteordnung 
gegenüber haben würden und darnach hinterher zu verſuchen, die Regierung 
Sr. Majeſläts des Königs zu beftimmen, auf dieſe MWiünfche einzugeben. 
1 und Beifall) Ich bin alſo darauf gefaßt, daß dieſe Anträge 
ommen, und habe ihnen nur den Wunſch noch Nm gen daß auch 
Frankfurt ſich benſelben anſchließen möchte. Der Abgeordnete Miquel meinte, 
ich möchte bei der Berathung des Geſetzentwurfs nicht ängſtlich ſein. Nein, 
meine Herren, ich bin in der That nicht ängſtlich, das babe ich bei dieſer 
ganzen Geſetzgebung gezeigt. Ich habe am wenigsten Grund, bei den ſtädti⸗ 
ſchen Verhäliniſſen, die ja an und für ſich durchſichtiger find, als die länd⸗ 
lichen, ängſtlich zu fein; aber vorſichtig muüſſen wir ſein aus eben den 
Gründen, die der Vorredner entwickelt hat. Es iſt ja ein Gegenſtand län⸗ 
77 Erfahrungen auch bei den beaufſichtigenden Behörden geweſen; die 

bgrenzung der Stellung zwiſchen den communalen Körperſchaften iſt ſchwer 
u machen, aber ganz nothwendig, wenn fie nicht eine Quelle fortwährende r 
epa und ae ne Jerrültang der ſtädtiſchen Verwaltung un d 

erbältniſſe fein ſoll. Es liegt in der Natur der Sache, daß den verſtän ⸗ 
digſten und wohlwollendſten Menſchen zugewieſene Befugniſſe, ſobald fie 
nicht ſcharf abgegrenzt oder richtig gegriffen ſind, zu einem Streben nach 
Omnipotenz führen. (Sehr richtig!) g 

Es giebt keine Vezſammlung, und mögen Sie ſie zuſammenſetzen, wie Sie 
wollen, die nicht glaubte, von der Baſis des Geſetzes aus ſo weit zu gehen, 
als ſie irgend die Kraft in ſich fühlt; und wenn wir hier dieſe Gelegenheit 
benutzen und benutzen müſſen, die Grenzen, ſocwen wir fie finden konnen, 
zur Befriedigung Aller ſcharf und beſtimmt feſtzuſetzen, dann wird es ſich 
nicht mehr darum handeln in dem Streit zwiſchen Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung und Magiſtrat Stellung zu nehmen, ſondern wir werden dazu 


gelangen, den Frieden herbeizuführen, den beide Körperſchaften gleichmäßig 


wünſchen. Wir müſſen aber auch vorſichtig fein, weil der Abg. Piquel Recht 
bat, wenn er ſagt: indem wir die Städteordnung berathen, berathen wir in 
Wahrheit die Städteordnung für die ganze preußiſche Monarchie. Denn das 
iſt ja unzweifelhaft, daß jetzt, wo alle Grundſätze für eine Städteordnung 


18,402,422 M. 50 P 
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dieſer verſchiedenen Geſetzentwürfe für die Compeſenzbeſtimmungen überall 
Einklang und Concordanz zu gewinnen (Beifall) 

Abg. Freiherr v. Manteuffel erklärt ſich im Großen und Ganzen mit 
dem Geſetzentwurf einverſtanden. Den einzigen Mangel findet er darin, daß 
für die Stadt und Provinz Berlin nicht eine beſondere Städteordnung ger 
geben ſei. Die Verhältniſſe der Stadt Berlin ſind, ſowohl was den Umfang 
wie den Inhalt der Geſchäfte betrifft, fo abweichend von denen aller anderen 
Städte der Monarchie, daß ſie in den Rahmen dieſes Entwurfes durchaus 


nicht paſſen. 8 

Abg. ne Bei der Beurtbeilung, der Vorlage ift es nothwendig, den 
communal⸗wirthſchaſtlichen von dem politiſchen, die Frage der Selbſtverwaltung 
betreffenden Theil zu trennen. In erſterer Beziehung erkenne ich an, daß 
die Vorlage in fait allen Punkten eine Verbeſſerung unſerer bisherigen. Ber 
ſtimmungen enthalt. Insbeſondere bin ich mit den über das Verhältniß 
des Magiſtrats zu der Stadtverordnetenverſammlung getroffenen Beſtim⸗ 
mungen, ſo wie mit der Di des Dreiklaſſenwahlſyſtems durchaus 
einverſtanden. Bei politiſchen Wahlen mag man das gleiche, directe Wahl⸗ 
recht gelten laſſen, in der Commune, wo es ſich vorzugsweiſe um vermögens⸗ 
rechtliche Verhältniſſe handelt, würde daſſelbe eine offenbare Ungerechtigkeit 
ſein. Was die Steuerfrage betrifft, fo iſt uns bereits wiederholt der Erlaß 
eines Steuergeſetzes verſprochen worden; das letztere iſt ein dringendes Be⸗ 
dürfniß und ich wünſchte, daß uns von dem Regierungetiſche eine Erklärung 
darüber gegeben würde, daß dieſem Bedurfniß in nächſter Zeit endlich ent⸗ 
ſprochen werde. Bei dieſer Gelegenheit wird endlich das rivilegium des 
Staates, welches derſelbe hinſichtlich der Communalſteuern für feine Beamten 
in Anſpruch nimmt, beſeiligt werden können. Hinſichtlich des politiſchen 
Theils der Vorlage iſt entichieden ein erheblicher Rückſchritt in Bezug auf 
die Freiheit der Selbſtperwaltung zu conſtatiren. Ich rechne hierher nament⸗ 
lich die Stellung des Landraths und die Beſtimmung, wonach alle Beſchlüſſe 
des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗Verſammlung von den Aufſſichts⸗ 
beamten des Staates beanſtandet werden können, ſobald ſie das Intereſſe 
der Stadtgemeinde gefährden. 

„Eine analoge Beſtimmung in dem Competenz-Geſetz iſt von der Com⸗ 
miſſton einſtimmig geſtrichen worden; ich boffe, daß auch dier ein gleicher 
Beſchluß gefaßt werden wird. Hinſichtlich der geſchaftlichen Behandlung 
ſcheint es mir bedenklich, die Vorlage außer einer beſonderen Commiſſion 
noch der Competenzcommiſſion zu überweiſen. Es wird dadurch nothwendig 
Wirrwarr eniſtehen; wenn auch nur die Competenzſragen von der letzt⸗ 

enannten Commiſſion zu prüfen ſind, ſo weiß man doch gar nicht, welche 

ragen als Competemfragen zu betrachten und wie etwaige Zweifel darüber 
zu entſcheiden find. Ich beantrage deshalb, die Vorlage ausſchließlich an 
die Competenzcommiſſion zu verweiſen, dieſelbe für dieſen Zweck um 7 Mit⸗ 
glieder zu verſtärken. 

Die Berathung wird hiermit geſchloſſen. . . 

Zur Gefhäftsordnung bemerkt Abg. Wiſſelinck, daß es notb⸗ 
wendig ſei, Beſtimmungen darüber zu treffen in welcher Weiſe die verſchie⸗ 
denen Commiſſionen ſich untereinander zu verſtändigen haben. Abg. Lasker 
tritt dieſer Forderung entgegen, da dieſelbe nur geeignet ſei, die Schwierig: 
keiten zu haufen, ſtatt fie zu beſeitigen. Sollten ſich Inconvenienzen aus 
dem Berbältniß der beiden Commiſſionen ergeben, fo habe das Haus jeden 
Augenblick die Möglichkeit, die Sache wieder ſelbſt in die Hand zu nehmen. 

ach Ablehnung des Antrages Haken wird hierauf der Antrag der 

ange Miquel, Hänel und Richter mit großer Majorität angenommen. 

27 1 Sitzung: Montag 11 Uhr. (Dritte Leſung des Etats.) Schluß 
4 r. 


Berlin, 18. März. [Amtliches] Se. Maieftät der König bat dem 
General der Cavallerie à la suite der Armee, Fürſten zu Hobenlobe⸗Lan⸗ 
genburg, das Großkreuz des Rothen Adler⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät der König bat dem Ober⸗Staatsanwalt Greiff zu Breslau 
den Königlichen Kronen⸗Orden zweiter Klaſſe; dem Major z. D. von Elpons, 
bisher aggregirt dem 2. Naſſauiſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 88, den König⸗ 
lichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe verliehen. ee 

Se. Majeſtät der König hat dem Muſikdirector B. Bilſe zu Berlin die 
Erlaubniß zur Anlegung des von des Kaiſers von Rußland Majeſtät ihm 
verliehenen St. Stanislaus⸗Ordens dritter Klaſſe ertheilt. 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben den Geheimen Regierungs⸗Rath 
und vortragenden Rath bei der oberſten Bolt: und Telegrapdenverwaltung 
Hucke zum Geheimen Ober⸗Regierungsrath, ſowie die Geheimen Poſträthe 
und vortragenden Räthe bei der oberſten Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
Günther, Sachſe und Heß zu Geheimen Ober⸗Poſtrathen ernannt. 

Se. Majeſtat der König bat den Profeſſor und Baurath Adler, ſowie 
den Bausnipector a. D. und Stadt⸗Bay Blankenſtein bierſelbſt zu 
Mitgliedern der techniſchen Bau⸗Deputation ernannt. 

Dem Gymnaſial⸗Oberlehrer Dr. Rudolf Paulſen in Memel iſt das Prä⸗ 
dicat „Profeſſor“ beigelegt worden. — Der bei der Hannoverſchen Staats⸗ 
eiſenbahn angeſtellte königliche Eiſenbahn Baumeiſter Hermann Textor zu 
Osnabrück iſt in gleicher Eigenſchaft nach Hannover verſetzt und der König⸗ 
lichen Eiſenbahn⸗Direction daſelbſt als techniſcher Hilfsarbeiter überwieſen 
worden. 

Der Friedensrichter Johäntgen in Ratingen und der Friedensrichter 
Heusgen in Lechenich find, unter Beilegung des Titels Landgerichts⸗Aſſeſſor 
an das Landgericht in Coblenz bezw. das Landgericht in Elberfeld, verſetzt. 
— Der Kreisrichter Lindheim in Münſterberg iſt als Stadtrichter an das 
Stadtgericht in Breslau und der Kreisrichter Rube in Peitz als Amtsrichter 
an das Amtsgericht in Spangenberg verſetzt. — Der Gerichts⸗Aſſeſſor Dr. 
Roſe iſt zum Kreisrichter bei dem Kreisgericht in Cottbus, mit der Function 
als Gerichts- Commiſſar in Peitz, ernannt. — Die nachgeſuchte Dienſtent⸗ 
laſſung mit Penſion iſt ertbeilt: dem Kreis⸗Gerichts⸗Rath Meder in Alten: 
kirchen, dem Kreis⸗Gerichts⸗Rath Janke in Cottbus und dem Kreis⸗Gerichts⸗ 
Raid Wunderlich in Coͤlleda. — Der Kreisrichter von Prittwitz⸗Gaff⸗ 
ron in Schlochau iſt zum Staatsanwalts⸗Gehilfen bei der Staatsanwaltſchaft 
des Kreisgerichts in Schwetz ernannt. — Der Advocat Kirchhoff in Celle 
iſt zum Anwalt bei dem dortigen Obergericht ernannt worden. 

Berlin, 18. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
nahmen heute die Meldung des Prinzen Friedrich Wilhelm zu Hohen⸗ 
lohe entgegen und ließen Sich von dem Vice⸗Praſidenten des Staats⸗ 
Minifteriums, Finanzminiſter Camphauſen, Vortrag halten. Nach den 
milttärlihen Meldungen hörten Se. Majeſtät die Vorträge des Militär⸗ 
cabinets und demnächſt des Geheimen Civollcabinets. 

[Ihre Mafeſtät die Kaiſerin⸗Königin!] empfing heute den 
Beſuch Sr. Hohelt des Erbprinzen und Ihrer Königlichen Hohelt der 
Erbprinzeſſin von Hohenzolleru. 

[Se. Kaiſerlche und Königliche Hobeit der Kronprinz] 
begab Sich geſtern Vormittags 11 Uhr zur Schnepfenjagd nach dem 
Forſtrevier Spandau und kehrte Nachmittags 4% Uhr wieder hierher 
zurück. Um 4% Uhr empfing Höchſtderſelbe den Ober⸗Bürgermeiſter 
Koch aus Leipzig. Abends 9 Uhr begrüßte Se. Kaiserliche Hoheit der 
Kronprinz Se. Hobeit den Erbprinzen und Ihre Königliche Hoheit die 
Erbprinzeſſin von Hohenzollern nach deren Ankunft im Königlichen 
Schloſſe. (Reichsanz.) 

[Am Hofe) berrſcht ſehr geihäftiges Tretben. Die fürſtlichen 
Gäſte, welche aus Anlaß des kalſerlichen Geburtsfeſtes bierher kommen, 
trafen ſeit den letzten Tagen bereits ein und werden noch zahlreicher 
am heutigen Montag erwartet. Seit vielen Jahren gehört zu den 
fürftlichen Gratulanten auch wieder Herzog Georg von Sachſen⸗Mei⸗ 
ningen, der ſich wohl einige Tage hier aufhalten und Gelegenheit 
nehmen wird, das Hoftheater zu beſuchen; die Aufführung des „Co⸗ 
rlolan“ am Dinstag wird ihm unſtreilig zu intereſſanten Vergleichen 
Veranlaſſung bieten. 

[Münz⸗Prägungen.] In den deutſchen Münzſtätten ſind bis 
zum 11. März 1876 geprägt! an Goldmünzen: 1,043,089, 340 Mk. Doppelkronen, 
313,041,880 Mk. ‚Kronen; hiervon auf Privatrechnung: 134,231,843 M.; an 
Silbermünzen: 32.319.475 Mark 5⸗Markſtücke, 120,989,255 Mark 1-Markitüde, 
f. 50⸗Pfennigſtücke, 21,407,073 M. 60 Pf. 20⸗Pfennigſtücke, 
: fennigſtücke, 8,523,149 Mart 
55 Pf. 5⸗Pfennigſtücke; an Kupfermünzen: 5,128,977 Mark — Pf. 2⸗Pfen⸗ 
nigftüde, 762,880 Mark 16 Pf. 1:Biennigftüde. Gefammt-Ausprägung: 
an Goldmünzen: 1,356,141,220 Mark; an Silbermünzen: 193,118,226 Mark 
0 Pf.: an Nickelmunzen: 23,114 511 Mark 55 Pf.; an Kupfermünzen: 
7,891,857 Mark 16 Pf. 

[S. M. S. „Meduſa “] iſt am 16. d. Mis. von Lifjabon nach 


erwogen und discutirt werden, man die übrigen Provinzen nicht aus den Lagos in See gegangen. S. M. S. „Vineta“ bat am 9. Jan. c. 


Augen ſetzen kann, und daß, was Sie jetzt bier beſchließen, in längerer oder 
kürzeſter Friſt maßgebend für alle Provinzen ſein wird. Aus dieſen Gründen 
wollen wir zwar nicht ängſtlich, aber vorſichtig ſein. Den eingebrachten An⸗ 
trag kann auch ich nur für durchaus zweckmäßig erklären, um bei der Berathung 


die Rhede von Montevideo verlaſſen und ankerte am 26. d. Mis. bei 
Punta arenas. An Bord Alles wohl. 
Köln, 19. März. [Eine Meldung der „Kölniſchen Zei— 


kung“ aus Wien] beftätigt, daß es ben übereinſtimmenden Vorſtel⸗ 
lungen der Vertreter Oeſterreich⸗-Ungarns und Rußlands in Belgrad 
gelungen iſt, die dortigen krlegeriſchen Einflüſſe zu beſeitigen. Die 
Situatton ſei gegenwärtig ruhiger. Die mehrfach verbreiteten allar⸗ 
mirenden Gerüchte ſeien von der Omladina ausgegangen. 

München, 18. März. [Der König] hat die neue Formation 
des Kriegsminiſteriums, durch welche daſſelbe die gleiche Anzahl von 
Abtheilungen erhält, wie daß preußiſche Kriegs ministerium, genehmigt. 

O eſter reich. 

Wien, 19. März. [Großfürſt Conſtantin Conſtanti⸗ 
nowitſch] hat auf feiner Reiſe nach Neapel heute Morgen Wien 
paſſtrt. — Auf dem Karſt herrſcht heftige Bora. Die öſterreichiſche 
Südbahn hat auf ihrer ganzen Linie (Wlen⸗Trieſt) mit heftigen Schnee⸗ 
verwehungen zu 1 


rankreich. 

O Paris, 17. März. [Zur Wahl Ricard's. — Stellen: 
jägeret. — Präfectur⸗Candidaten. — Dupanloup und 
Pelletier. — Von der Seine.] Die parlamentariſchen Verhand⸗ 
lungen in Verſailles boten geſtern kein Intereſſe. Der Senat hielt 
gar keine Sitzung und die Deputirtenkammer beſchäftigte ſich nicht 
ganz eine Stunde mit den Wahlprüfungen, die immer langſamer von 
der Sielle rücken. Da die Vorarbeit in den Bureaux nicht weit ge: 
nug gedieben iſt, wird die Kammer heute keine öffentliche Sitzung 
halten. Das Tagesgeſpräch unter den Deputirten und die Discuſſio⸗ 
nen der Zeitungen drehen ſich noch um die Wahl Ricard's zum lebens⸗ 
länglichen Senator. Die republikaniſche Preſſe führt dem Miniſter 
des Innern zu Gemüthe, daß biefe Wahl ihm große Verpflichtungen 
auferlege. Nicht ohne Bedenken hätte die Linke für ihn geſtimmt, da 
feine Candidatur ja doch im eigentlichſten Sinne eine officielle Ganz 
didatur im Senat ſelber geweſen ſei und dieſer Druck, den dle Regie 
zung auf einen der hohen Staatsbürger geübt hat, das ärgerlichſte 
Beiipiel abgebe. Wenn die Republikaner dieſen fatalen Umſtand nicht 
berückſichtigt haben, fo ſei dies blos geſchehen, weil fie die Verlänge⸗ 
rung der minifteriellen Kriſe vermeiden und jeden Vorwand zur Ver: 
zögerung der nöthigen Reformen abſchneiden wollten. Dieje Reformen 
müſſe alſo Ricard ſofort ins Werk fegen. Die „République“ verwahrt 
ſich dagegen, daß die vorgeſchrittenen Republikaner für ſich ſelber auf 
die Präfecturen Jagd machten, wie ihnen das vom „Francals“ vor: 
geworfen wird. Der Vorwurf, ſagt fie, klingt komiſch von Seiten des 
„Francais“, der ſeit Jahren nur darauf bedacht geweſen, für 
ſeine Redacteure, Eigenthümer und deren Verwandte und Freunde 
gute Plätze in der Verwaltung zu erjagen. Wenn die Republik 
ihre Beamten unter den Republikanern ſuchen will, ſo iſt das ſchimpflich; 
wenn aber die Familienſöhne und Zöglinge der Jeſutten fi unter 
allen Regierungen in den Vorzimmern der Miniſter drängen, fo fagt 
man von ihnen nicht, daß ſie Stellenjäger ſind, ſondern daß ſie ſich 
dem Lande zur Verfügung ſtellen. Uebrigens weiß Jedermann, daß 
die jetzigen Miniſter nicht in der äußerſten Linken ihre Beamten ſuchen, 
ſondern ſich an das linke Centrum halten werden. Auf die Perſonen⸗ 
frage, ſchließt die „Republique“, kommt es heute wenig an; die Haupt: 
ſache iſt, daß man dem Skandal einer Verwaltung, welche die erklär! 
Feindin der beſtehenden Regierung iſt, ein Ende mache. — In 
„XIX. Siecle“ fordert Ebert die Republikaner zur Geduld auf: „Wir 
ſind nun einmal ſo beſchaffen; je knapper man uns bisher gehalten 
hat, um ſo mehr verlangen wir jetzt, Alles auf einmal zu haben. 
Wir lieben eine raſche und vollſtändige Revanche, einen ploͤtzlichen 
Wechſel. Frankreich if das Land der Theater⸗Coups, der Blitzſchläge, 
der Decoratlonswechſel. Seit beinahe hundert Jahren haben wir 
unſere Geſetze in den Schauſpielſälen gemacht, und nichts entſpricht 
beſſer dem nationalen Charakter. Ich glaube, daß es mehrere Mo⸗ 
nate, wenn nicht mehrere Jahre bedürfen wird, um unſere politiſchen 
Sitten zu verbeſſern und uns zu lehren, daß man ſich nach dem Aus⸗ 
ſpruch des Weiſen mit Wenigen begnügen muß.“ — Eine große Zahl 
von Präfecten iſt in den letzten Tagen in Paris eingetroffen. Na⸗ 
türlich find die Ankommenden meiſt ſolche, die noch die Hoff⸗ 
nung hegen, vom neuen Cabinet in ihrem Amte erhalten zu 
werden. Auf der Liſte der neuen Präfectur⸗Candidaten ſoll ſich 
H. Oron, einer der Redacteure der „Debats“, befinden. 
Dem Biſchof Dupanloup droht, wit es ſcheint, ein neuer Verdruß. 
Herr Dupanloup hat in feiner Diöcefe ſelber, in Oeléans, einen er⸗ 
bitterten Widerſacher, den Canonicus Pelletier, der ſchon ſeit Jahren 
unabläſſig bemüht iſt, dem Biſchof eins anzuhängen. Bei dieſem Be⸗ 
mühen wird er redlich von Louis Veuillot und dem „Unioers“ unter⸗ 
ſtützt. Vor einiger Zeit nun veröffentlichte Pelletier ein Buch, worin 
er nachzuweiſen ſuchte, daß Dupanloup immer mit der verbrecheriſchen 
Abſicht umgegangen fet, den Katholiclsmus mit den neuen, aus der 
großen Revolution hervorgegangenen Ideen zu verſöhnen. Das „Unioers“ 
lobte natürlich dieſes Werk höchlich, aber der Cardinal⸗Erzbiſchof von 
Paris nahm ſich Dupanloup's an und ertheilte dem Canonicus Pelletier 
öffentlich eine derbe Rüge. Aber Pelletier iſt zähe und er ſchickte ſein 
Buch nach Rom, um gegen das Urthell des Cardinals zu appelliren. 
Der Papſt, verſichert man, hat mit Bedauern die gegen Dupanloup 
gerichteten Angriffe vermerkt, aber da es der extremen Partei, 
welcher Pelletier und Louis Veuillot angehören, in der ewigen 
Stadt nicht an Eifer und Einfluß fehlt, ſo ſoll das Buch 
der Congregatlon des Inder zur Prüfung vorgelegt werden, und wenn 
es bis dahin kommt, könnten Pelletier und Louis Veulllot leicht Recht 
behalten und über den Erzbiſchof von Paris und den Biſchof von Or⸗ 
leans triumphiren. Das wäre eine Freude für Louis Veuillot! — 
Nach den Berichten von der oberen Seine und der oberen Marne 
wird heute die Seine in Paris noch um 20 Centimeter, d. h. auf 
6 Meter 70 C. ſteigen. Man berechnet, daß geſtern in Paris auf dem 
rechten Seineufer bereits 2000 Häuſer im Waſſer ſtanden. Die Sena⸗ 
toren und Deputlrten der Hauptſtadt haben gemeinſam geſtern einen 
Beſuch in den überſchwemmten Stadttheilen gemacht, wo ſie von der 
Beoölkerung mit großer Wärme aufgenommen wurden. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

(Aus Wolffs * 

Rom, 18. März. In der heutigen Sitzung der Deputirten⸗ 
kammer interpellirte der Depulirte Moranas die Regierung wegen der 
Art und Weiſe der Erhebung der Mahlſteuer. Der Miniſterpräſident 
Mingbettt erwiederte, die Regierung ſel gegenwärtig mit der Prüfung 
eined verbefferten Einbebungsmodus der Mahlſteuer beſchäftigt, deren 
Maximal⸗Erträgniß 90 Milltonen Franes nahe komme. Moranas er⸗ 
Härte, daß ihn dieſe Antwort des Miniſters nicht befriedige, und be⸗ 
antragte eine Motion, worin die Kammer ausſpricht, daß ſie zwar von 
der Nothwendigkeit durchdrungen ſei, das Mahlgeſetz nicht zu alteriren, 
daß fie aber die Ueberzeugung heze, daß das Miniſſerium in Anwen⸗ 
or vr Mahlgeſetzes den Steuerpflichtigen gegenüber unbillig ver: 
fahren ſei. 

Nom, 18. März. Im weiteren Verlauf der heutigen Sitzung 
der Deputirtenkammer erklärte der Miniflerpräfdent, die Regierung 
beabſichtige über die Frage bezüglich des Rückkaufs der Eisenbahnen 
ein Votum der Kammer zu provociren und moͤge die von Moranas 
vorgeſchlagene Tagesordnung bis dahin vertagt werden. Nachdem 


bekämpft und der Letztere wiederholt darauf beſtanden hatte, wird der⸗ 
ſelbe mit 242 gegen 181 Stimmen abgelehnt. Man hält in Folge 
deſſen den Rücktritt des Cabinets für bevorſtehend. 

Nom, 19. März. Das geſammte Miniſterium hat, wie dle 
„Agenzia Stefani“ beſtätigend meldet, dem Könige feine Demiſſion 
eingereicht. Mit der Bildung eines neuen Cabinets iſt der Deputirte 
Depretis beauftragt. Eine Liſte für das neue Miniſterium iſt noch 
nicht feſtgeſtellt. » 

Verſailles, 18. März. In der heutigen Sitzung der Deputirten: 
kammer brachte der Deputirte Floquet einen Geſetzentwurf, betreffend 
die unverzügliche Aufhebung des Belagerungszuſtandes, ein. Die Ver⸗ 
ſammlung beſchloß mit großer Majorität die Dringlichkeit für dieſen 
Antrag. Der Finanzminiſter legte hierauf einen Geſetzentwurf vor, 
betreffend die Bewilligung eines Credites von 1,750,000 Francs für 
die dutch die Ueberſchwemmungen Geſchädigten. — Der Waſſerſtand 
der Seine nimmt langſam ab. 

Paris, 19. März. Nach einem der „Agence Havas“ zugegan⸗ 
genen Telegramm aus Raguſa haben die Türken geſtern die Inſur⸗ 
genten bei Muſſiſch nach einem lebhaften Kampfe zurückgeworfen und 
darauf Klobuck beſetzt. 


Madrid, 18. März. Der König wird heute Abend im Escurlal]! 


erwartet. 

Brüſſel, 18. März. Eine Bekanntmachung an der Börfe be 
ſtätigt die Nachricht, daß die Regierung beſchloſſen habe, im Laufe der 
nächſten Woche einen Geſetzentwurf einzubringen, welcher die Regie: 
rung ermächtigt, an die „Société pour construction des chemins 
de fers“ ſofort die Beträge für die von ihr für Rechnung des 
Staates ausgeführten Eiſenbahnbauten auszuzahlen. Die erwähnte 
Geſellſchaft habe angezeigt, daß der Finanzminiſter den betreffenden 
Geſetzentwurf am nächſten Dinstag den Kammern vorlegen werde. 
Die Geſellſchaft, welche, wie bereits gemeldet, Schuldnerin der Banque 
de Belgique iſt, hofft auf dieſe Weiſe einen namhaften Theil ihrer 
Schuld an die Banque de Belgique zurückzahlen zu können. 

Athen, 18. März. Die Schluß derhandlung in dem politiſchen 
Prozeſſe gegen das geſammte Cabinet Bulgaris wegen Verfaſſungs⸗ 
verletzung iſt auf den 24. März anberaumt worden. 3 


(8. Hirſch's zelegraphiſcher Dureau.) 

Wien, 19. März. Das zwiſchen der Dux⸗Bodenbacher Bahn und der 
Nürnberger Firma Klett u. Co. getroffene Uebereinkommen hat die behörd⸗ 
liche eee ni Kae Klett u. Co. übernehmen fomit die Bezahlung 
der Schulden an die Sigl'ſche Maſchinenfadrik und Herualſer Waggonfabrik 
und geben der Dux⸗Bodenbacher Bahn einen Vorſchuß von 460,000 Mark, 
fo daß der Schuldbetrag 2 Millionen überſteigen wird, der mit 5% in Gold 
verzinſt wird. Zur Sicherſtellung der Schuld wurde der Firma Klett u. Co. 
ein Pfandrecht dor ſämmtlichen Prioritäten eingeräumt. 

Belgrad, 18. März. Infolge der an das diplomatiſche Corps 
abgegebenen Erklärung des Fürſten Milan, daß er dem Drängen der 
Kriegspartei ohne Gefahr für die Ruhe des Landes nicht mehr wider: 
ſtehen könne, haben die Vertreter Deutſchlands, Oeſterreichs und Ruß⸗ 
lands beim Fürſten einen Collectivſchritt zur Aufrechterhaltung des 
Friedens gethan, welchen der Fürſt mit der an die Mächte gerichteten 
Forderung beantwortete, ihn gegen eventuelle revolutionäre Folgen 
nothigenfalls militäriſch zu ſchützen. Die Machte haben ſich hierüber 
noch nicht geäußert. 


Provinzial-Zeitung. 


* Breslau, 20. März. [Der ſchleſiſche Städtetag, ] 
welcher bekanntlich den Entwurf der neuen Städteordnung berathen 
ſoll, wird in den Tagen des 7. und 8. April hierſelbſt ſtattfinden. 
Wenn beabſichtigt wird, das preußiſche Abgeordnetenhaus um Ab⸗ 
änderung einiger Beſtimmungen dieſer Städteordnung anzugehen, ſo 
dürfte der Termin etwas zu ſpät anberaumt ſein. 

[Vortrag.] Montag den 20. März, Abends 7 Uhr, wird der letzte 
der von dem Schleſiſchen Proteſtanten⸗Verein veranſtalteten Vorträge in dem 
Muſikſaale der Uniperſität gehalten werden. Herr Diaconus Decke wird 
über die „freie deutſche Volkskirche“ ſprechen. 

Neuer Schnee.] Geſtern Nachmittag 2 Uhr fing es aber⸗ 
mals zu ſchneien an, Anfangs ſehr ſpärlich, dann aber immer dichter, 
ſo daß in den Abendſtunden eine ziemlich tiefe Schneedecke vorhanden 
war. Ein Theil des Schnees zerfloß zwar, in der Nacht aber ſtellte 
ſich ein gelinder Froſt ein, ſo daß heut die vollſtändige Winterland⸗ 
ſchaft vorhanden iſt — Schnee und Eis. Auch aus der Provinz 
erhalten wir Nachricht von anhaltendem Schneefall, der geſtern ein⸗ 
getreten iſt. 

„ [Militäriſches] Bei den neu eingeführten Feld geſchützen iſt 
im vorigen Jahre auch in Glogau der Fall vorgekommen, daß ſich Riſſe an 
der Geſchützmündung gezeigt haben. Die angeſtellte Unterfubung des Me: 
talls der Geſchütze zeigte ein durchaus domogenes Metall von beſter Qualitat, 
fo daß die Urſachen dieſer Riſſe nicht dem Fabricationsverfahren, noch der 
Conſtruction zur Laſt gelegt werden konnten. Ebenſo wenig war die ſtarke 
Gebrauchsladung für dieſe Erſcheinung verantwortlich zu machen. Der Um⸗ 
ſtand, daß die Riſſe gerade an der Mündung des Geſchüßtzes eingetreten waren, 
eigte vielmehr, daß die Urſachen dieſer Erſcheimung in der jetzt angewandten 

leimantelfübrung der Geſchoſſe zu ſuchen ſeien, da durch dieſelde ein ge: 
waltſames Anſchlagen der Geſcoſſe bei dem Verlaſſen der Geſchützmündung 
herbeigeführt wird. Bei den großeren Kalibern iſt man bekanntlich bereits 
von der Bleimantelführung abgegangen und zur Führung durch Kupferringe 
vorgeſchritten. Es iſt daher nicht unwahrſcheinlich, daß die Feldartillerie 
infolge der jetzt gemachten Erfahrungen auch für die leichteren Kaliber ftatt 
des Bleimautels die Kupferringe einfüdren wird. 


[Notizen aus der Provim.] „Gr. ⸗Glogau. Der biefige „Anzeiger“ 
berichtet: Ein franzöſiſcher Soldat ſpazierte geitern in den Straßen unſerer 
Stadt derum und erregte nicht geringes Aufſehen. Der Mann iſt aus 
einem Dorfe bei 1 in ver Provinz Poſen geboren und hat im Poſenſchen 
Ja e e tr. 59 die Kriege der Jahre 1866, 1870/71 mitgemacht. 
Vom Militär entlaſſen, iſt er im Jahre 1872 nach Frankreich ausgewandert, 
und da er dort fein Unterkommen fand, in die Fremden⸗Legion eingetreten, 
wo es ihm nicht beſonders gut ergangen ſein ſoll. Im vorigen Jahre 
theilte er fein Schicksal feiner Mutter mit, welche die Hilfe des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers anrief. wiſchen war der Mann, der es bis zum Corporal ge⸗ 
bracht batte, aus Algier deſerlirt, wurde jedoch ergriffen, degradirt und mit 
30 Tagen ſtrengem Arreſt beſtraft. An demſelben Tage, an welchem ſein 
Arreſt zu Ende ging, traf die Anweiſung ein, daß der Soldat aus dem 
franzöſiſchen Militärdienfte zu entlaſſen und nach ſeiner preußiſchen Heimath 
zu diriginen ſei. Auf der Tour nach derſelben befand er ſich geſtern hier 
und iſt deute nach der Provinz Poſen abgereiſt. 

+ Görlig. Die „Niederſchleſ. Ztg.“ meldet unterm 18 März: 
den bis geſtern Nachmittag eingelaufenen Berichten theilte der Herr Forft- 
meiſter Wilski in der geſtrigen Stadtderordneten⸗Verſammlung Näheres über | 
den in der Görlitzer Haide angerichteten Sturmſchaden mit. Danach be⸗ 
trägt allein im Revier Eichwalde das Quantum des geworfenen Holzes 3000 
Stoß, und zwar bat der Orkan bier dieſelben Orte getroffen, welche 
ibon von den Ortanen 1867/68 betroffen wurden. In der übrigen 
Haide iſt etwa die Hälfte des angegebenen Qnamums geworfen worden, fo | 
daß der Geſammibetrag des Windwurfes ſich auf etwa 4500 Stoß belaufen 
durfte. Der angerühtete Schaden liegt vorzagsweiſe in der großen Menge 
umgebrochener Stämme. Herr Forſtmerſter Wilski iſt der Anſicht, daß dies⸗ 
mal die Hälfte des ganzen Quantums Windbruch ſet, der ſich wohl kaum 
anders, denn als Brennholz verwerthen laſſen wird. } 

2 Kattowitz. Die biefige Zeitung ſchreibt; Piſtulka, welcher eine 
Nichligkeitsbeſchwerde gegen das Erkennmiß des Beuthener! Gerichtshofes 
eingereicht und ſich damit abgewieſen ſah, beſchlo aus Verzweiflung hier ⸗ 
über feinem Leben ein Ende zu machen. Seine Z wangsarbeit, die im Rei⸗ 
nigen von Tabaksblättern beitebt, gab ihm leider ein gefährliches Mittel zur 
Ausführung ſeines Vorhabens in die Hand, indem er eine bedeutende Quan⸗ 


j ³·1wüqQ . 
Depretit, Correntl und Pleclont dieſen Vertagungzantrag Mingheltl's ] tität dieſes Krautes verzehrte und ibm das darin befindliche Nicotingiſt in 


den Körper derartig eindrang, daß der Tod des Unglücklichen, welcher nur 
noch auf Händen und Füßen kriechen lann, von den Aerzten als nahe be⸗ 
vorſte bend bezeichnet wird. 


Berliner Börse vom 18. März 1876. 
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Sraunschw. Fram.-Anleib- 83,25 bz 
Ndenburger Laose 138,60 6 


Sucaten — — Fremd. Bin, 90,85 ba} Reichenberg-Pard, 
Jover. 29,46 bz einLi.Leip, — — Rheinische 
Sapoleons 16,27 ba |Oest, Bkp. 178,20 5 40. Lit. B. (4% gar.) 
perial = Russ. Bkn, 254,35 bz [Rhein-Nahs-Babr 


p * 
Dollars 4.16 6 I 


Hypotheker-Certifioate, 
&repp'schePartial-Obl.)6 191.00 G 


Takb.Pfd.d.Pr.Hyp.-b.|4%| 90,00 bg jWarschau-Wian, 
40. Fk 5» 108,80 dea 
»wetsche mr erde. 18 25 
1 „ Cent.-Bod.-Or. 
2 5 5 01,30 bz Elsenbahn-Stamm-Prieritäts- Aotlen. 
de. rückzb, & 11615 16 25 b Berlin-Görlitzer . .| 4 — s 180,25 bs 
„ do do, 4% 88,40 b Berliner Nordbahn| s — . — 
Sk. H. d. Pr. Bd. 24.2 reslau-Warschan| 0 28,60 0 
do. III. Em. do, 5 103,4 bs Halle-Sorau-Gub. 0 0 gs | 21 b 
«ü=db.Hyp.Schuld.do./5 | 36,40 6 Hannover-Altenb, | 0 o |s | 36,60 b 
Ayp.-Auth. Nord. -G. C. B 5 101,09 bi Kohlfurt-Faikenb, | 2 — 5 bs 
Pemm. Hyp.-Briefe 5 105.75 6 Mürkiach-Pesener | 9 — 6 | 64,75 bas 
40. e. IL Em. 5 /101,755 6 Magdoh.-Halberst. | 3% | 3% 3% 61,25 b 
aoih, Präm,-Pf. LB 169,56 bra do. Lit. C.] * 5 5 890 bas 
4 do. II. Ea. 5 16,25 ba Ostpr. Südbahn. 3%, | — 6 | 74 bz 
4%. B, Pl. rkalbr. m. 110% 5 /163,00 G Pomm. Centralb, 0 — . — 
40.4% do. do. m. 11% 4% 26,60 B Rechte-O.-U.-Bahn 6% | — 5 109, bas 
Kelainger g 103,9 ba@ Rumänior 8 8 |8 | 8150 b. 
est. Silberpfandbr. . 5½ 50,25 ba Sanl- Bahn. 2% % Is | 27,80 bz 
do. Hyp.-Crd.-Pfddr.5 | — Weimar-Gera 5 — s | 28,75 bz 
etab. d. Gest. Bd.-Or.-Ge. 5 | 89,00.B 
gahles. Bodener.-Pidbr. 5 10,2 B 
40. do. 4½% 94.00 5 — m 
zuad. N 22 2 5 Bank-Papiere. 
de. 2 2 Ang. Dout. Hand.-G.) 5 o 4% jsonr. 2260 @ 
wiener — 577 49,75 bı@ AngioDentscheBk, 0 3 1 | 55,50 B 
Berl. Kassen-Ver. 194g ]17,7 184 0 
Ausländische Fonds. Berl. Handels.-Ges,| 7 . 5 1a | 90,25 be 
den Süberrente. . . 4g 62:0 ben fdo.rroc-.Hais-B.10% | 5% 8 des 
( . u. 1. .. i0· 11.41. / 10-2 60 bi Braunschw, Bank. 6 4 983 bas 
do, Papi tes... 4½ 5% bad [BiBresl, Disc-Bank | € — 14 163 b 
(41. u. 1. l..) 1 l. 50. 1e BreslMaklerbank 6 e 
de, 54er Pram.- Ant. 10. debk [b@ | Brest. Makl. Ver- B.] 4 4 4 — — 
do, Lott.-Anl. v. 6. 0 110% b Bresl, Wechslerb.] 8 4 4 686.75 6 
de, Crodit-Loose e. — 3390 »»G Coburg. Cred.-Bnk.] 4 21, 65,90 b 
de. 64er Loose . 2323 be Danziger Priv.-Bk.| 6 7 4 115,25 6 
Suss, Präm.-Anl. v. 54% 178 75 br Darmst, Creditbk. 0 s 4 109 86 b. 
do. do. 186615 175,00 G Darmst, Zettelbk.\.6% | 54, ja | 85.25 ba 
de. Bod.-Ored,-Pfdbr.|5 | 86,70 b:@ Deutsche Bank, 8 — 14 | 7775B 
10. Cont.-Bod.-Cr.-Pfdb. s | 090,75 6 do, Reicheb ank“ - 4½ 18,6% bs 
Assa. -Poln. Schatz-Obl. | — — do, Myr.-B. Berlin] 7% 7½ 484 o 
Poln, Pfadbr, III. EN. 4 — — Deutsche Uniensb,| 3 0 tr. 78,50 bsB 
on. Liquid.-Ptandbr. 4 | 68,49 B Disc.-Comm.-Anth. 12 — 1 1126,75 da 
Werk. rücks, v. 1881/6 046% 6 Gendesensch.- Bk.“ 6 5 (4 95 bz 
de. do. 1888/6 101,00 E 0. Junge 8 5% 97.78 6 
do. 8% Anleihe, . 5 104,78 b. Gd. Schuster u. C. 0 98 44 14,25 bs 
ranzösische Rente . 5 | - -— Goth. Grunderedh.| 9 - 14 1107,98 ba 
el, neue 8% Anleihe? | 71,00 b« Hamb. Vereins.-B, 11½ 4 118 n 
Isai. Tabak-Oblig. . 4% 106 90 ux Hannor. ask. 1 3 era 101.80 bed 
Tab -Orazerloe Thlr. L- 4 | 76,90 * do. Disc.-Bank # fr. | 88 bad 
<nmanische Anleihe. 8 0. 0% bıG Känigsb.Ver.-Bank| 6 5 2 0 
Türkische Auleihe,. 6 | 16,92 bz Ludw.-B. Krilscki| 6 - 4 ein 
dae. St-Risenbe-ulö 72 6 Leipa, red. Aust.“ 8% 7 ( 120,10 bs 
Schwedische 1® Thlr.-Lober 40,80 br Luxemburg. Bank| 9 — 1 (les brB 
Finnische 10 Tbir-Loose 40,25 bz en 2 * >. * 
” N — 7 zZ 
Fürken-Looss 31,76 bs Moldauer Lds.-Bk.! 3 — = 
Eisenbahn-Prieritäts-Autiem. JNordd- Bank... o | 6% 162 b.“ 
8 ordd, Grunder. 9 * 9 4 la br 
Borg-Märk. Berie II. 35 99.25 bad Oberlausitser Bk. 0 2 4 53 be 
0 60 6 z «; 
do, II, v. St eis] 85, Oest. Cred.-Aetien 6% 4 202 91 or 
do. do. La) 97.04 0 Porner Prov.-Bank| 6 2½ |4 | 99,25 br 
do. Ress. Nordbahn 5 [103,00 B 2 * 
= Pr. BOd.-Or.-Act.-B. 8 8 4 180 bzB 
*arlin-Görlitz,. ... +. 8 110233 B Pr. Cent.-Bod.-Crd.| 3 4 11890 bıB 
o. 44 93,25 B Sache. ank. . 18 10 4 is 80 bz 
de, Lit, C. . 4, 91,80 & Sächs. Cred.-Bank| 8 5% 4 |sıe 
soslan-Freib. Lit. 2.“ ff — = Schl. Rauk-Verein “ 4259 
40. 40. E. 4% 96.00 B Schl. Vereinsbeuk & - 4 8786 0 
do. 4% F. 4½ 90,0% l Thüringen B — 8 2 
de ds. ul. _ = üringer unk. — — * 
de 46. E. 15 917 — — 5 * — 4 2 Ds 
do, do. Jul 89,75 @ nr a 
40. do, En 4% 89.50 bz | ) 
öln- Li 35 
6 10 . In Liquldatios.) 
de, . . IV. 4 92,28 ba Berliner Bank, .., 0 | — tr., 88 0 
do. „V. 190 bah Berl. Bankverein 4% 0 Im 79,25 @ 
Aalle-Sorau-Guben . 5 | 9100 bis Berl. Lombard-B,| 0 75 E “59 B 
Aannsver-Altenbeken % 94 B Berl,Prod-MakL-B.| ® = kt 
Märkisch-Posener . . 6 — Berl. Wechsler.-B,| 0 — ftr. 41 6 
J.-M. Staatab. I. Ser. 97.0% & Br. Pr.-Wechel B. 0 — l. 
de, de. IL Sera | 96.00 0 do.Hand, u,Entrep,) @ — [K. 
de, do. Obl. L A. II. 4 97,00 U Centralb, f. Genos,| ® — fer. 22 54 
de, de, III. Sor. 4 —— Hessische Bank, | ® — tx. 86 * 
Oberschles, A. 4 19259 beg Narschl. Cassenv.| 6 — ET ER Em 
do. S 1 — Ostdeutsche Bank. & — If. 8259 8 
ds, Bor, 4 — Pos, Pr.-Wechel.-RH. 0 — tr.“ — — 
BUBEN, 42 6 Pr. Dei rel 8 — [fr | 49,60 B 
do. E = Pr. Wechsler-Bak. 0 — fer. — — 
do. ern 1 * Schl. Certralbank ı 2 — ir | — — 
40. A 4 * Ver.-k. Quistorp| 0 — 1518756 
do, 1. . 1% u — Ba RE EEE 
do, von I 3 11378 B 
N n In uustrie-Paplere. 
do, von 1874, ‚4 236 Berl. Risesb.-Ad-A. 7% | — tr. 12259 6 
de, Brleg- Nis — — D. Elsenbahnb.-B.] ® — 416 6 
do. Sesel-O derb. 4 | 92,25 5 do, Reichs-n.Co.-E,| 4 — 70.50 bz& 
do. do. 5 10388 6 Märk.Sch.Masch Go — 18 526 
8 1 — Nordd-Gammifab.] 6 | — 9 6 
de, 0. II. EM. 46 — — de, apiertabr.] 4 — 186 dra 
de, do, III. EN. 4% — — We- tend, Com-. 0 — 440 U 
do. Mdrschl.Zweb.o% — — — 
Istpreuss, Südbahn ‚5 122.30 © Pr. Hypr.-Vers.-Act. 18% | 126 ba 
*echte-Oder-Ufer-B. % j169,75 bz Schlen. Veuervers. l“ 18 630 6 
Schlesw. Eisenbahn. 4% — — * 
= ? Dennersmarkhätte] 4 nd 18.50 6 
ühsmnitz-Komotan . % | 21,60 bz Dortm. Union... 18,76 b. 
Oux-Bedenbach. . . . * 5 | 65,20 bea Königs- u. Laurah.|}0 — 58,50 ba 
do. II. Emissien . 5 | 4209 56 Lauchhammer. . .| © 12 22 K 
ereg-D unn. . 21,40 0 Marlenhutte . 7 5 65 bı@ 
“al, Carl-Ludw.-Bahn.|6 | 82,50 bia Meritzbütte, .. . ‚| ® — 20 0 
40. do, neus |5 78.28 br OSchl. Eisenwerke ! — 550 B 
Cuschen- Oderberg... 5 63.40 0 Beden hütte. | © — 3.25 b 
Ing: Nordosibahn . . 5 5350 52 Schl. Koblonwerke| 6 — 10,50 & 
Gg. Ostbahn, .... * | 6609 br Schl.Zinkh.-Actien| 7 — 35 G 
"emıberg-Uzernowitz 8 65.00 bıB 40. St.-Pr.-Act.] 7 — % 89,75 B 
40. do, Us 00 0 bs revow itz, Bergb.| 0 — 50,30 be 
de. do, III. | 6098 bz Vorwärtsbütte, , „| i 5 176 
Wakrische Grenzbahn 8 6260 6 — 
Kahr.-Schl. Centralb. HR. 240 ba Baitischer Lioyd .| € — 37,50 8 
Ao. II. fer. — Breal. Bierbrauer. — — 
| <ronpr-Budelf-Babn .|5 | 6900 bas res. E.-Wegend.] 6% 8% 60,50 bad 
osterr.-Französische |3_ 319,50 bs do, ver. Oelfabr.] 8 — 43,50 B 
do. 4. II. |3 397,00 B Erdm. Spinnorei 4 — 6 
10, nüdl, Staatabahn]3 24060 U Görlite, Lisenb.-B.] 2% — 45 * 
40. neu: 41.0 6 Hom's War. Fabr. D - 13 50 N 
de. Obligationen)5 | 75.66 ebase F0,-Schl. Kisenb.-B. 2 0 29,75 ( 
Sureckar-Wion II- . |5 | P7.00 528 Schl. Leinenind..] 7% I — 86 de 
20. II. . . | 9420 aB IS. Act-Er. (Scholtz)| ® — fr. — 
Tr. . J | 20,25 bz de. Porzellso| 0 — 20 6 
x, V.. . 5 57 bz Schl. Tuchfabrik 0 — a! 
— FEIERTE io, Wageanb.-Anst.| 8 0 2.25 0 810 
Bank-Discont 4 pCt, Schl. Wellw.Febr.| e — %G zone 
Uyabarı-Zinatee GpOt, Winde hütte A. 4 — 50 8 
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„ 
matt, Banque Ottomane 435. Egyptier 319, —. Rubi 


beg le e 


g. 
Berlin, 19. März, Nachmittags 1 Uhr. [Privatverkehr.] Creditact en 


Böhmiſche Weſthahn 159%, Eliſabethbahn 139%, Galizier 169%, Frans 
oſen“) 246%, Lombarden!) 90%, Nordweſtbahn 120, Silberrente 62%, 
R Ruſſ. Bodencredit 85%, Ruſſen 1872 99%, Ruſſ s 


An 
1864er 


ö 


Roggen 
pr. März 146 Br., 145 Gd., pr. Mai⸗Juni pr. 1000 Kilo 149 Br., 148 Gd. 

Hat erſte feſt. — Nübal still, loco 62, pr. Mai 59%, 
pr. Oetbr. pr. 200 Pfd. 62. — Spiritus ruhig, pr. März 344, pr. April⸗ 


Hamburg, 19. März, Nachmittags. [Privat⸗Verkehr.] Silberrente 
62%, Lombarden 223%, Ereditactien 146, Franzoſen 617, Anglo⸗Deutſche 55, 
Rheiniſche Bahn 1167 Bergiſch⸗Märk. 82, Köln⸗Mindener 102, Laura: 
bütte 57%, Hamburg ⸗Amerikaniſche Packetfahrt⸗Actien⸗Geſellſchaft — 
1860er Looſe 111%. Feſt bei geringen Umſätzen. 


Sagt. Theater. | Vacante 
. Schulſtellen 


Vorſtellung im Bons⸗Abonnement. 
in Linden a. d. Ruhr. 


„Die Verſchwörung der Frauen“ 
Bei der katholiſchen Volksſchule in 


oder: „Die Preußen in Breslau.“ 
Hiſtoriſches Luſtſpiel in 5 Acten von 

Linden ſind folgende, neu creirte Stel⸗ 
len ſofort zu beſetzen: 


Arthur Müller. 
1) eine Lehrerſtelle, womit 1200 M. 


Lobe- Theater. 
Gehalt, freie Dienſtwobnung oder 


Montag. Z. 2. M.: „Ferréol.“ 
180 Mark Miethsentſchädigung, 


27 M. für Feder⸗ u. Dintenliefe⸗ 
rung, 63 M. für Heizung der 
Schulſtube u. 30 M. für Reini⸗ 
ung derſelben jährlich verbunden 
ind; 1128 
zwei Lehrerinnenſtellen, mit je 
900 M. Gehalt, freier Dienſt⸗ 
wohnung oder 120 M. Mieths⸗ 
entſchädigung jährlich und im 
Uebrigen mit denſelben Entſchädi⸗ 
gungen wie die Lehrerſtelle dotirt. 


EEC -A TEN RETTEN 
Hotel de Silésie. 


eute Montag, den 20. März, 
8 Abends 74 Uhr: 


Dritte und letzte 2 


Soirée 
Ernst Schulz 


— 


[4645 im Gebiete er eng ani Br = 
g erforderlichen Zeugniſſe, im Origina 
der Mimik und Phyſiognomik oder in ae nen Abſchrift, erſuche 


Unter anderen beliebten und 
intereſſanten Piecen: 
Studien a la Darwin u. Vogt 

und Vorführun 9 
bekannter Perſönlichkeiten. 
Karten, numerirt, a1 M. 50 Pf., 

nicht num. a 1 M. (für Schüler 
50 Pf.), vorher in der Hof⸗Muſi⸗ R 


ich binnen 14 Tagen mir einzureichen. 
Hattingen, 9. März 1876. 


Der Localſchulinſpector 
Schumacher, 


Amtmann. 


kalienhandlung von Jul. Hai⸗ 
nauer (Schweidnitzerſtr. Nr. 52) 
und Abends an der Kaſſe. 


r 


Paul Scholtz's Ciel. 


ment. 
Heute Montag: [4644] 


Vorletztes 
Auftreten der Equilibriſtin 
Madame Collins 


und der engliſchen Glockenſpieler 


Familie Lawrence. 


Dinstag: Letztes Auftreten der ge: 
nannten Künftler. 
Mittwoch: Erſtes Auftreten 


der k. k. Original-ZJapaneſen- 


Künſtler-Geſellſchaft 
Jean Dehli. 
Es finden nur 8 Vorſtellungen ſſtatt. 
Breslauer Actien- 
Bier⸗Brauerei, 


Nicolaiſtraße Nr. 27. 
eute: 


S x 
Großes Flei-Concert 


on der Capelle 
des Leib ⸗Küraſ ter⸗Negiments. 


— ang 7% Uhr. [4270] 
Bekanntmachung. 


Die Arbeiten zur Einrichtung 
einer Waſſerleitung für die proviſo⸗ 
riſche Lazareth⸗Barake ſollen im Wege 
der Submiſſion verdungen werden. 

Hierzu iſt ein Termin 629] 

auf den 24. d. Mts., Vor 

mittags 11 Uhr, 
in dem Bureau des hieſigen Garni⸗ 
ſon⸗Lazareths, woſelbſt auch die Be⸗ 
dingungen und der Koſtenanſchlag ein⸗ 
uſehen ſind, anberaumt und wollen 
nternehmer ihre Offerte bis zum 
beſtimmten Termine einreichen. 
Breslau, den 16. März 1876. 
Königl. Garniſon⸗Lazareth. 


K.. REN. 


Ein Compagnon 
mit einigen Tauſend Tha⸗ 


lern, der mit dem Getreide · Ein · 
kauf Beſcheid weiß, kann zu einem 


Mühlgeſchäft 
und Gräupnerei 


bald eintreten. [4484 


Gef. Offerten erbeten sub H. 2646 
an die Annoncen⸗Expedition von 
Haaſenſtein & Vogler, Breslau. 


Glundſtüͤck 


Hirſchberg i. Schl, 
in ſckönſter Gegend, 
15 Min. v. Bahnhof, 
5 Min. von d. Stadt. 
Näh. sub C. J. 3973 
Nudolf Moſſe, 
Hirſchberg i. Schl. 


nend ne 


Mangan 


— 
3 
* 
2 
S 


Eine kleine landwirthſchaftliche 


Maſchinen⸗Fabrik, 
ganz maſſio, mit großen Räumlich⸗ 
keiten, iſt wegen Uebernahme eines 


anderen Geſchäftes zu verkaufen. 
Anzahlung 68000 Thlr., ganz nach 
Uebereinkommen; event. auch zu ver⸗ 


pachten. [4483] 

Offerten erbeteu sub H. 2642 an 
die Annoncen Expedition von Haa⸗ 
ſenſtein & Vogler, Breslau. 


Wegen Todesfall 


iſt ein ſchöner Laden zu vermiethen 
und eine hoͤchſt elegante Einricht. 
hierzu verkäuflich, event auch das 
ganze Fabrikgeſchäft, deſſen präch⸗ 
tige Erzeugniſſe in dieſem Local 
detaillirt werden. Näheres Alte 
Taſchenſtraße 29, 1. Et. (4409) 


Wien, 19. Matz. [Privatverkebt.] (Schluß. 
165, 40. 00 4 AN) 50. Galitier 52 5 enden 73, 90 
Unionbank 66, 00. Lombarden 103, 75. Silberrente 


—, —. Napoleonsd'or 
9, 26. Matt. Lombarden ſchwach. 
Liverpool, 18. März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 7000 Ballen 


Deſterr. Credil-Actier 


amerikaniſche. 
Liverpool, 18 März, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſatz 8000 Ballen, davon Speculation und Export 2000 Ballen. 


Stetig. Ankünfte tbeilweiſe % D. höher. $ 
Middl. Orleaus 6%, middl. ameritaniſche 6%, fair Dhollerah 4%, middl 
jair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 3%, middl. Dhollerab 3%, fair 
Bengal 4, goed fair Broach 4%, new fair Oomra 4%, good fair Domes 
4%, fair Madras 4%. fair Pernam 7, fair Smyrna 5%, fair 
Egvptian 670 . 

Antwerpen, 18. März, Nachmittags 4 Uhr 30 Minuten [Getreide⸗ 
merke, (Schluß bericht.) Weizen fteigend. Roggen unverändert, franzö⸗ 
ſiſcher 19. Hafer ruhig, ſchwediſcher 21%. Gerſte behauptet. 

Antwerpen, 18 März, Nachmittags 4 Uhr 30 Mm. (Petroleum, 
Narkt.] (Schlußbericht. Raffinirtes, Type weiß, loco 31 bez., 31% Br, 
ver März 30% bez., 31 Br., per April 30% bez., 31 Br., pr. September 31% 
Br., ver September⸗December 32 Br. Feſt. 

Bremen, 18. März, Nachmittags. [Petroleum] (Schluß bericht.) Stan: 
dart white loco und pr. März 12, 20 bez., 12, 25 Br., pr. April⸗Mai 12, 15 
bez., 12,25 Br., pr. September⸗October 12, 60. Feſt. 


Konſtantinopel, 19. März. Der Banque imperiale ottomane erbielt 
die officielle Mittheilung, daß zur Auszahlung des April⸗Coupons die Zoll⸗ 
Einnahmen reſervirt wurden. 


Frankfurt a. M., 19. März. [Der Privatverkehr!] in der Effecten⸗ 
Societät bleibt von heute ab bis Mitte October d. J. geſchloſſen. 


Trieſt, 18. März. Der Lloyddampfer „Achille“ iſt mit der oſtindiſchen 
Ueberlandpoſt geſtern Abend 11 Uhr aus Alexandrien hier eingetroffen. 


# Breslau, 20. Marz, 9% Uhr Vorm. Die Stimmung am heutigen 
et Wi im Allgemeinen ſehr feſt, bei mäßigen Zufuhren, Be en 
et. 

Weizen zu notirten Preiſen gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. ſchle 
weißer 15,90 bis 18,10—19,80 Mark, gelber 135017, 4580 han 
ku Sort⸗ lb. ehr rn 
Roggen in ſehr feſter Haltung, per 100 Kilogr. 13,80 bis 14,50 bi 
1 — 25 feinſte 98 fiber Notiz bezahlt. 5 . 

Berfte in gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. 12,50—14 i 
Marl weiße 16,00—17,00 Mark. 8 5 e 


bis 1800 Mart temſter über Notiz. 
Mais gut verkäuflich, per 100 Piloge. 11,00 bis 12,00 Mark. 

Erbſen mehr beachtet, per 100 Rilogr. 17—18—20,50 Mart. 
Dohnen gut Age 5 155 Eis 14.80 —15,80—16,50 Mi. 
Lupinen, nur feine trockene Qualitäten beacht 100 Kilogr. 
9001130 a Raue 9.50110 War., et, per 100 Klong gelbe 

Zicken ſtärker angeboten, per 100 Kilogr. 18,00 19,0021 

Delfaaten ohne Frage. 5 a ; W 


Madchen Schule, 


Neue Matthiasſtraße 5, 1. Etage. 


Beginn des eee den 3. April. [3284] 
rechſtunden 1 . 
Bertha Orthmann. 2 we Eugenie Richter. 


wien EEE 
Höhere Töchterſchule in Waldenburg. 
„ gr findet Sonnabend, den 22. 7040 


XIII. Internationaler Maſchinenmarkt. 


Der Breslauer landwirthſchaftliche Verein veranſtaltet nach zwölfjährigen 
günſtigen Erfolgen auch im Jabre 1876 und zwar 11085) 


am 6., 7. und 8. Juni 


in Breslau eine große Ausſtellung und einen Markt 
von land,, forſt⸗ und hauswirthſchaftlichen 
Maſchinen und Geräthen. 


Programme und jede etwa gewünſchte Auskunft ertheilt der mitunter⸗ 
eichnete Oekonomie⸗Rath Korn; an denſelben find die Anmeldungen bis 
ſpäteſtens ultimo März zu richten. 
Verſpätete Anmeldungen finden keine Berückſichtigung. 
Breslau, den 2. Januar 1876. 
Der Vorſtand des Breslauer landwirthſchaftlichen Vereins. 
R. Seifert. W. Korn. 


Geſchäfts⸗Eröffnung. a 


Mit dem heutigen Tage habe ich meine 4 


Selter- und Soda⸗Waſſer Fabrik, 
Leſſingſtraße Nr. 6, 


neben dem Lobe Theater, 
eröffnet und empfehle mein Fabrikat in Flaſchen, ſowie Ballons 
einer gütigen Beachtung. 


Hochachtungsvoll 


WV. Richter. 
Undichte Jara Dächer 


werden ſofort und billig unter Garantie reparirt. [3066 


Breslauer Bedachungs-Comptoir, 


Bahnhofſtraße 11. 


Große Dismembration. 


Ein zur Dismembration ſich vorzüglich eignendes Rittergut, in Größe 
von 1000 Morg. durchw. Raps: u. Weizenb. wovon 600 Mrg. Pfl., 200 Mrg. 
vorzügl. Wieſ., 160 Mrg. gut beſtandener Forſt, Reſt Park, Gärten, Wege, 
Bauſtellen; Gebäude durchw. maſſiv mit Schloß, Inventar an lebendem und 
todtem vorzüglich, Hypotheken günſtig, Bedarf nach Acker und Wieſen vor⸗ 
züglich, ift ſofort für 130 Mille, bei 35 bis 40 Mille Anz., zu verkaufen. 
Näbere Auskunft ertheilt F. Döring in Lauban. 1178] 


Drill- und Breitsaemaschinen, 


Kleesaekarren und Wieseneggen 
[4278] (System Graf Münster). 


Gebr. Gülich, Breslau. 
Silesia, Verein chemiſcher Fabrilen. 


Unter Gehalts. Garantie offeriren wir die Dünger-Präparate unſerer 
Fabriken zu Saarau und Breslau: Superphosphate aus Mefillones⸗, 
reſp. Bafer-Guano, Spodium ꝛc. Ammoniak- und Kali- Superphos⸗ 
phate ꝛc., Kartoffeldünger, Knochenmehl, gedämpft oder präparirt ze. 
Ebenſo führen wir: Chiliſalpeter, Kaliſalze, Peru Guano, Ammoniak ze. 
Proben und Preis ⸗Courants auf Verlangen franco. — Beftellungen 
bitten wir zu richten: [3283] 
entweder an uns nach Saarau, 

oder an die Adreſſe: Silesla, Verein chemiſcher Fabriken zu Breslau, 
Schweidnitzer Stadtgraben Nr. 12. 


Hafer, nur feine Qualitäten preishallend, per 100 Kilogr. 15,40—16,60| 


Mark hochfeiner über Notiz. 

<humotbee höher, pr. 50 Kilegr. 32—33—38 Mark. 

Mehl in feſter Haltung, vr. 100 Klgr. Weizen fein alt 29,50 bis 30,50 
Part, neu 26 75.250 Mart, Roggen fein 26.27 Mark, Sausbacz 
14 Mark. RoggensFuttermebl 10—11 Mart, Weizenkleie 8 
„75 Hari. 


Nürnberg, 16. Marz. [Hopfenbericht.] Geſtern gingen nur 150 
Ballen ab, welche meiſtens aus beſſeren Qualitäten beitanden und zu 60, 70 
bis 80 Mark gehandelt wurden. Siegelhopfen, wovon Sagzer Bezirk und 
Spalter Landwaare Erwähnung verdienen, find in kleinen Pöſtchen und ein⸗ 
zelnen Ballen zu 85, 90, 100 —110 M. abgegangen. Der Preisſtand iſt in 
geſuchten, ſelten vorhandenen Sorten ſehr feſt; Prima⸗Marktwaare und gute 
Gebirgsbopfen haben ſeit etlichen Wochen eine Wertbbeſſerung von 4 6 M. 
erhalten, weil fie jetzt auch in den Productionsbezirken ziemlich geräumt find. 
Die Zufuhr des heutigen Marktes beitand aus 70 Hallen. Das Geſchäft 
war durch Auweſenheit mehrerer auswärtiger Kaufer ziemlich rege, die Slim⸗ 
mung feſt und betrug der Umſatz bis Mittag 300 Ballen, welche zu folgenden 
Notirungen gehandelt wurden: Beſte Marktwaare 50 bis 54 M., ſecunda 
40 bis 45 M., tertia 30 bis 38 M., Hallertauer prima 78—82 M. ſecunda 
60—65 M., Wütemberger prima 78—82 M., Wolnzace Auer Siegel 85 bis 
90 M., Poſener 56 65 M., Gebirgshopfen 2 IE Aiſchgründer 43 bis 


50 M., Elſäſſer 52-65 M., Oberöſterreicher 47 —57 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſttätz⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


März 19. 20. Nachm. 2 U. Adds 10 u. Mora. 6 U. 
Luftdruck bei 0°..... * 32702 327%, 76 329% 4] 
Luftwürmmnee 8 — 0˙9 — 104 
Dunſtdruc k 14.66 15 b 161 
Dunſtſattigung 77 Ct. 95 pCt. | 92 pCt. 
Bin · ˙ O. 2 9 SW. 2 
. bedeckt, Schnee. bedeckt, Schnee. wolkig. 2 
Breslau, 20. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 40 Cm. U.⸗P. 1 M. 88 Cm. 


Gegen Huſten und Heiſerkeit 
empfeblen als vorzüglichſtes Hausmittel die echten Pariſer Bruſt ⸗ 
Bonbons (cramelles de poitrine) 4 Pfd. 25 Pfg. [4528] 

Dieſelben wirken ebenſo Überrafhend roh gegeſſen als in beißer Milch 
aufgelöft getrunken. Erſter Kölner Bazar, chocolat Paris 1761, 
Schweidnitzerſtraße 8, im alten Mar falle. 


Wein- Ausverkauf Eine Dampfmaschine 


Die noch bedeutenden Weinvorräthe zu 15 bis 18 Pferdekraft, liegend, 
aus einem Gelegenbeitskauf müſſen] wird 4482] 


wegen Mangel an Raum außberfauft zu kaufen geſucht. 


14441 

Franzöſ. Rothwein, echter Bordeauxk, Offerten erbeten sub f. 2645 an 

a 50 9, 10 S die Annoncen⸗Expedition von Han» 
ſenſtein & Vogler, Breslau. 


2 gute Dampfleſſel 
zu 4% Atmph. Ueberdruck find bald 
zu verkaufen. 
Gef. Offerten erbeten sub H 2644 


an die Annoncen⸗Expedition von 
Haaſenſtein & Vogler, Breslau. 


Eine Locomobile 


Sgr., zu 10 Pferdekkaft, mit Oreſchmaſchine 
ſim guten Zuſtande iſt billig [4480] 


7 
Muscat Lünel (ſüßer Wein), a Fl. 9 Sgr. 
Tokaver⸗Ausbruch, à l. 174, 22% Ser. 
N a Fl. 25 Sgr. u. 1 Thlr. 
Alter Beh 
Die 


Alter Cognac, die gr. Fl. 17% 
Senad um * ar 1270 


elreide⸗Kümmel, à Fl. 12 5 
Chartreuſe Li CR A 25 s zu verlaufen. 
Eee au, = 38 5 | Gef. Offerten sub K 2643 an bie 
Stonsdorfer Pitter, 12 4 ggg en von Saajen- 
Hane Punſch⸗Eſſenn, 15 , ſtein & Vogler. Breslau. 
Bowlen⸗Extract, 1288 Ich empfing noch ein Pöſichen 
Franzbranntwein ts neuen isländ. Stockfisch 


und offerire denſelben billigſt. 


Oscar er, 


Kupferſchmiedeſtr. 25. 


6 Oxhofte franz. Rothwein lagern un⸗ 
verſteuert und kann ich dieſe & Orhoit 
(ca. 300 Flaſchen) mit 55 Thlr. tr, ab⸗ 


geben. Für die Echtheit garantirt der 


denn Beda Wiener Kerzen. dent 
ee mach au ene wenden Wiener Kerzen, ans 


gegen Nachnahme oder Geldſendung 
prompt ausgeführt. 
Weidenſtr. 


A. Gonschior, 2 


Grasſamen. 

Ich offerire: 14642] 
eine Miſchung von Gräſern zur An⸗ 
legung einer Rieſelwieſe 50 Kilogr. 

| = 36 Mark, 

eine Miſchung von Gräfern für dauernde 
Weiden 50 Kilog. = 36 Mark, 
eine Miſchung für Bleichwieſen, Gras⸗ 
ſtücke, Parks und Gärten, welche 
ſtets kurz gehalten werden, 50 Kilog. 
= 40 Mark. 
eine Miſchung für Wieſen, welche bes 
wäſſert werden können, 50 Kılogr- 
= 35 Mark, 


i if iden 
eine Miſchung für dauernde en 


grund f ilog. =. 
eine Miſchung für felſige, vie und 
andere Bodenarten von der ſchlech⸗ 
teften Qualität 50 Kilog. = 33 Mark, 
eine Miſchung für ſumpfige Grund: 
ftüde 50 Kilog. = 40 Mark, 
eine Miſchung für dochgelegene, leichte, 
ſandige Triften 50 Kilog. 40 Mark, 
eine Miſchung für trockene, Tiefige 
Grundstücke, welche ſehr ſchlecht find 
und faſt gar keinen Humus haben, 
50 ilog. = 33 Mark. 


Oscar Illmer, 


Kupferſchmiedeſtraße Nr. 25. 
Apotheker-Bleven-Stelle, 


gebildeter junger Mann aus 
guter Familie, womöglich der pol- 
nischen Sprache etwas mäcktig, 
findet die beste Aufnahme am 1. 
April oder auch später bei [851] 
Apotheker Woltersdorf, 
Tarnowitz 08. 


Gewicht, à Pfd. 10 Sg., bei 5 Pfd. 49, 
Sg., bei 10 Pfd. a 9 Sg., empf. als beach⸗ 
tungsw. A. Gonſchior, Weidenſtr. 22. 


Wanzen, Schwaben, 


Motten, Flöhe, überhaupt alles Unge⸗ 

iefer verlilgt ſofort mein Pulver. Er⸗ 

folg in 15 Minuten garantirt. Preis 
p 


ritz⸗ 
[4639] 
Gonſchior, Weidenſtraße 22. 


81 Alexander Edel, 
I. 1339 a. II. Hoflieferant. 


irthſchafterpoſten offen. 


In meiner Brotfabrik kann ein ledi⸗ 


„ger Mann, geſetzten Alters, der auch 
ark, mit der Feder dertraut ift und von 


Pferd und Wagen einiges verſteht, 
ſofort Stellung erhalten. [1151] 

Bei freier Station gewähre ich 
35 Mark monatlich. 

Nur Leute, die ſich durch gute Zeug⸗ 
niſſe über ihre Zuverläſſigkeit und 
Nüchternheit ausweiſen können, mögen 
ſich melden. Julius Weiß. 

Nuda OS., den 16. März 1876. 


Ein junger Mann, Abiturient, 
mit vorzüglichen Schulzeugniſſen 
verſehen, ſucht per April Stellung 
in einem größeren Bankgeſchäft. 
Gef. Offerten sub M. 77 an die 
Exped. der Bresl. Ztg. erbeten. 
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ift die herrſchaftliche zweite Etage per 
1. October a. c. zu vermiethen. Näbe- 
res zu erfragen Schweidnitzerſtraße 46, 
im Bankgeſchäft. [2309] 
Redacteur: 


Verantwortlicher 
Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. 
(W. Friedrich) in Breslau. 


